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Der Zeugenbeweis steht in Strafverfahren re-
gelmäßig im Mittelpunkt der Beweisaufnahme. 
Dies gilt besonders – aber nicht ausschließlich – 
in Verfahren, denen eine Aussage-gegen-Aus-
sage-Konstellation zugrunde liegt. In einer sol-
chen Beweiskonstellation, in der es an weiteren 
Beweismitteln fehlt und die Entscheidung allein 
davon abhängt, ob das Gericht der Aussage der 
einzigen Belastungszeugin oder des einzigen Be-
lastungszeugen folgt, ist die Frage der Glaubhaf-
tigkeit der Aussage für den Ausgang des Strafver-
fahrens von zentraler Bedeutung. Liegen keine 
weiteren Beweise vor, setzt eine Verurteilung vo-
raus, dass der Tatnachweis allein auf Grundlage 
der belastenden Aussage gelingt und die für ein 
rechtsstaatliches Strafverfahren elementare Un-
schuldsvermutung widerlegt ist. 

Benötigen Zeuginnen oder Zeugen vor einer 
Hauptverhandlung eine psychotherapeutische 
Behandlung oder haben sie bereits eine Psycho-
therapie begonnen oder abgeschlossen, stellt 
sich die Frage, ob und wie sich eine solche Be-
handlung auf die Glaubhaftigkeit ihrer späteren 
Aussage auswirkt. Die Unsicherheit über die Be-
deutung einer psychotherapeutischen Behand-
lung für den Ausgang eines Strafprozesses führt 
in der Praxis mitunter dazu, dass die am Straf-
verfahren beruflich Beteiligten aktiv von der In-
anspruchnahme oder Fortsetzung einer The-
rapie abraten. Zeuginnen und Zeugen werden 
dann vor die schwierige Entscheidung gestellt, 
eine eventuell gesundheitlich erforderliche Be-

handlung zurückzustellen, um eine strafrecht-
liche Verfolgung nicht zu gefährden. Wie die fol-
genden Ausführungen deutlich machen werden, 
muss eine psychotherapeutische Behandlung 
jedoch nicht grundsätzlich die Glaubhaftigkeit 
einer Aussage in Frage stellen, auch wenn sie bei 
der Beurteilung der Glaubhaftigkeit berücksich-
tigt werden muss. Zu bedenken ist dabei, dass bei 
Vorliegen einer psychischen Störung eine medi-
zinische oder psychotherapeutische Behandlung 
in der Regel indiziert ist, um die Chronifizierung 
von Beschwerden zu verhindern. Zudem können 
Vernehmungen für die Betroffenen mit erheb-
lichen psychischen Belastungen verbunden sein, 
insbesondere wenn diese ohnehin mit den psy-
chischen Folgen einer Straftat umgehen müssen. 
Psychologische Hilfe oder eine psychotherapeu-
tische Behandlung kann daher erforderlich sein, 
um die Aussagefähigkeit von Zeuginnen oder 
Zeugen überhaupt erst zu gewährleisten. 

In den vergangenen Jahrzehnten hat eine grö-
ßere Wissenschaftsorientierung Einzug in das 
Strafverfahren gehalten. Fehlentscheidungen 
und falsche Verurteilungen können vermieden 
werden, wenn Justiz und Strafverfolgungsbehör-
den ihre Arbeit stärker auf wissenschaftlich fun-
dierte Methoden stützen und vorhandene wis-
senschaftliche Erkenntnisse zu nutzen wissen. 
Gleichzeitig kann eine stärkere Professionalisie-
rung der Rechtspraxis einen wertvollen Beitrag 
zum Opferschutz leisten. So kann die Aufklärung 
der beruflichen Akteurinnen und Akteure dazu 

Einleitung
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beitragen, Wahrheitsfindung im Strafverfah-
ren und gesundheitliche Versorgung, wo immer 
möglich, miteinander zu vereinbaren. Dort wie-
derum, wo sich die Spannung zwischen Psycho-
therapie und Glaubhaftigkeit nicht vollständig 
auflösen lässt, kann Aufklärung dabei helfen, die 
Betroffenen selbst durch ausreichende Informa-
tionen zu ermächtigen, eigenverantwortliche 
Entscheidungen zu treffen.

Die vorliegenden Praxishinweise sollen die 
Handlungssicherheit aller am Strafverfahren Be-
teiligten stärken. Zielführende Lösungsansätze 
setzen dabei einen interdisziplinären Austausch 
voraus, denn ein professioneller Umgang mit 
den Betroffenen erfordert neben ausreichenden 
Rechtskenntnissen vor allem auch ein Verständ-
nis für die relevanten psychologischen und me-
dizinischen Grundlagen. Die folgenden Praxis-
hinweise wurden daher im Rahmen einer durch 
das Bundesministerium der Justiz geleiteten 
interdisziplinären Expertinnen- und Experten-
gruppe erarbeitet. 

Ziel dieser Praxishinweise ist es, den bestehen-
den rechtswissenschaftlichen, kognitions- und 
rechtpsychologischen sowie psychotraumato-
logischen Kenntnisstand zusammenzutragen 
(Abschnitt I) und auf dieser Grundlage Überle-
gungen darüber anzustellen, in welchen Konstel-
lationen eine Psychotherapie die Glaubhaftigkeit 
einer Aussage beeinträchtigen kann und welche 
Maßnahmen ergriffen werden können, damit 
Zeuginnen und Zeugen eine indizierte Psycho-
therapie in Anspruch nehmen können, ohne dass 
sich dies negativ auf die Strafverfolgung auswirkt 
(Abschnitt II). In manchen Fällen lässt sich die 
Spannung zwischen Psychotherapie und Glaub-
haftigkeit nicht vollständig auflösen. Deshalb 
werden ergänzende Möglichkeiten vorgestellt, 
Zeuginnen und Zeugen dabei zu unterstützen, 
ihren gesetzlich vorgegebenen Pflichten im Straf-
verfahren nachzukommen (Abschnitt III). 

Zielgruppe

Die vorliegenden Praxishinweise sind vornehm-
lich als Orientierung für Staatsanwaltschaft, 
Polizei und Justiz bestimmt, wobei sich – ins-
besondere mit Blick auf die richterliche Unab-
hängigkeit – selbstverständlich keine rechtlichen 
Verpflichtungen aus diesen Praxishinweisen er-
geben. Darüber hinaus können und sollen die 
folgenden Ausführungen auch allen anderen 
Berufsgruppen und Akteurinnen und Akteu-
ren eine fundierte Informationsgrundlage bieten 
im Umgang mit psychisch belasteten Zeuginnen 
und Zeugen, deren Aussagen im Strafverfahren 
als Beweismittel verwendet werden sollen. 

Kernbotschaften

•	Für ein pauschales Absehen von Psychothera-
pie während eines laufenden Strafverfahrens 
besteht im Hinblick auf die Glaubhaftigkeit von 
Aussagen kein Anlass; ob eine Psychothera-
pie Einfluss auf den Inhalt der Zeugenaussage 
genommen hat, ist – ebenso wie jeder andere 
mögliche Einfluss – im Einzelfall zu prüfen.

•	Es gibt keine strafverfahrensrechtlichen  
Regelungen, die der Inanspruchnahme einer 
Psychotherapie vor Beendigung eines Strafver-
fahrens entgegenstehen würden. 

•	Psychotherapie und Strafverfahren unterschei-
den sich wesentlich mit Blick auf Zielsetzung 
und Arbeitsweise. Ein Strafverfahren ist keine 
Fortführung der Psychotherapie mit anderen 
Mitteln. Gleichzeitig dient eine Psychotherapie 
nicht der Wahrheitsfindung im Rahmen eines 
Strafverfahrens.

•	Ausschlaggebend für die Inanspruchnahme 
einer Psychotherapie ist die Indikation im Ein-
zelfall. Nicht alle Menschen, die einer traumati-
schen Situation ausgesetzt sind, entwickeln eine 
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akute Belastungsreaktion oder eine psychische 
Störung und benötigen psychotherapeutische 
Unterstützung. 

•	Psychotherapien unterscheiden sich hinsicht-
lich ihrer Rahmenbedingungen und Behand-
lungsstrategien. Konstellationen, in denen die 
Zuverlässigkeit einer Aussage durch therapeuti-
sche Prozesse erheblich beeinträchtigt worden 
sein kann und möglicherweise eine Schein-
erinnerung induziert wurde, sind grundsätz-
lich ebenso möglich wie solche, bei denen kein 
relevanter Einfluss auf die Aussage in Betracht 
kommt.

•	Psychotherapeutische Interventionen, die auf 
das explizite Aufdecken von bis dahin nicht 
zugänglichen Erinnerungen an Traumata aus-
gerichtet sind – mit der Vermutung, die be-
stehende Symptomatik deute auf eine Trauma-
tisierung hin – sind nicht Teil einer lege artis 
durchgeführten Psychotherapie.

•	Eine möglichst frühzeitige Tonaufzeichnung 
oder audio-visuelle Dokumentation der Aus-
sage der Zeugin oder des Zeugen durch die Er-
mittlungsbehörden sollte insbesondere im Hin-
blick auf die spätere Bewertung von Qualität 
und Konstanz der Aussage angestrebt werden.
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1. Die Bedeutung von Psychotherapie für  
die Prüfung der Glaubhaftigkeit von Aussagen 
im Strafprozess 

1.1. Grundsätzliches

Es existiert keine gesetzliche Regelung, die Auf-
schluss darüber gibt, wie im Strafverfahren mit 
den möglichen Auswirkungen einer Psychothe-
rapie auf den Beweiswert einer Zeugenaussage 
umzugehen ist. Denn Würdigung und Bewertung 
einer Zeugenaussage sind allein Sache der Tatge-
richte. Sie sind nach dem Grundsatz der freien 
Beweiswürdigung (§ 261 StPO) verpflichtet, alle 
Umstände, die für und gegen die Glaubhaftigkeit 

einer Aussage sprechen gegeneinander abzuwä-
gen. Dabei sind sie in ihrer Überzeugungsbildung 
frei und nicht an gesetzliche Beweisregeln ge-
bunden. Allerdings sind die Tatgerichte selbst-
verständlich verpflichtet, bei ihrer Entschei-
dungsfindung feststehende wissenschaftliche 
Erkenntnisse einschließlich der Erkenntnisse der 
Aussagepsychologie zu berücksichtigen. 

Wenn Zeuginnen oder Zeugen eine Psychothera-
pie in Anspruch nehmen oder genommen haben, 
kann dies für die richterliche Überzeugungsbil-
dung dennoch relevant sein. Zentrales Anliegen 
des Strafverfahrens ist die Erforschung der ma-
teriellen Wahrheit. Die Wahrheitsfindung im 

I. Ausgangslage 
und Grundlagen-
wissen

In diesem Kapitel werden zunächst die rechtlichen Grundlagen einschließlich der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zusammengefasst, die für die Frage relevant 
sind, wann eine Psychotherapie im Rahmen des Strafverfahrens zu berücksichtigen ist 
(I.1.). Darauffolgend werden grundlegende Eigenschaften des autobiographischen  
Gedächtnisses und für den juristischen Kontext bedeutsame gedächtnispsychologische 
Phänomene erläutert (I.2.). Darüber hinaus werden Reaktionen auf traumatische  
Ereignisse sowie therapeutische Methoden zur Behandlung von Traumafolgestörungen 
vorgestellt und deren Auswirkungen auf die Erinnerungen bzw. Aussagen diskutiert (I.3.). 
Schließlich werden suggestive Effekte innerhalb und außerhalb von Psychotherapie 
dargelegt (I.4.). Der Abschnitt endet mit einem Zwischenergebnis (I.5.). 
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Strafverfahren hat stets im Lichte der Unschulds-
vermutung (> Glossar) zu erfolgen, die ein rechts-
staatlicher Fundamentalgrundsatz ist und bis zum 
rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens gilt. Be-
schuldigte eines Strafverfahrens gelten danach 
bis zum gesetzlichen Nachweis ihrer Schuld als 
unschuldig (Artikel 6 Absatz 2 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK)). Aus der Un-
schuldsvermutung folgt unmittelbar die alleinige 
Beweislast des Staates im Strafverfahren. 

Der aus der Unschuldsvermutung resultierende 
Zweifelsgrundsatz in dubio pro reo ist dabei kei-
ne Beweisregel, sondern eine Entscheidungsre-
gel. Auf einzelne Elemente der Beweiswürdigung 
ist er daher grundsätzlich nicht anzuwenden.1 
Für die im hiesigen Zusammenhang besonders 
relevante Fallkonstellation, in der Aussage gegen 
Aussage steht, bedeutet dies, dass der Zweifels-
satz das Tatgericht nicht grundsätzlich an der 
Verurteilung einer oder eines Angeklagten hin-
dert, auch wenn außer den Angaben der einzigen 
Zeugin bzw. des einzigen Zeugen keine weiteren 
belastenden Indizien vorliegen.2 Die Entschei-
dungsregel in dubio pro reo greift jedoch, wenn 
das Gericht nach abgeschlossener Beweiswür-
digung nicht die volle Überzeugung von der Tä-
terschaft der oder des Angeklagten zu gewinnen 
vermag. Im Rahmen seiner Beweiswürdigung 
muss das Tatgericht von der Schuld der oder des 
Angeklagten überzeugt sein.3 In Aussage-ge-
gen-Aussage-Konstellationen kommt es daher 
im Ergebnis entscheidend auf die Zeugenaussa-
ge und ihre Glaubhaftigkeit an. Nur wenn keine 
vernünftigen Zweifel an der Glaubhaftigkeit der 
Belastungsaussage bestehen, ist diese als einzi-
ges für die Gewinnung der richterlichen Über-
zeugung zur Verfügung stehendes Beweismittel 
geeignet, die für die Angeklagte oder den Ange-
klagten streitende Unschuldsvermutung zu über-
winden. Angesichts der besonderen Bedeutung 
der Glaubhaftigkeit der Zeugenaussage gelten 
in Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen be-

sondere Anforderungen an die Begründung und 
Darstellung der tatrichterlichen Überzeugungs-
bildung in den schriftlichen Urteilsgründen.4 

Allgemeingültige Aussagen darüber, welchen Ein-
fluss der Umstand einer Psychotherapie auf die 
Beurteilung der Glaubhaftigkeit einer Zeugen-
aussage in einem Strafverfahren haben kann, las-
sen sich dabei nur schwer treffen. Die Frage, ob 
im Einzelfall die für die Angeklagte oder den An-
geklagten streitende Unschuldsvermutung wi-
derlegt werden kann und die verfahrensgegen-
ständlichen Vorwürfe mit der erforderlichen 
Gewissheit zur Überzeugung des Tatgerichts fest-
stehen, ist von einer Vielzahl von Fall zu Fall ganz 
unterschiedlicher Faktoren abhängig, die sich ge-
genseitig beeinflussen. Beweisfragen sind deshalb 
einer Verallgemeinerung nur schwer zugänglich. 
Dies gilt auch für die Frage, ob und welche Be-
deutung eine Psychotherapie für die Prüfung und 
Bewertung der Glaubhaftigkeit einer Zeugenaus-
sage im Einzelfall hat. Insbesondere aber wenn im 
Strafprozess Aussage gegen Aussage steht und die 
Entscheidung allein oder entscheidend davon ab-
hängt, ob das Tatgericht die Angaben einer Zeugin 
oder eines Zeugen für glaubhaft hält, bedarf der 
Umstand der Durchführung einer Psychotherapie 
der Klärung. Staatsanwaltschaften und Gerichte 
sind durch die den Strafprozess beherrschende 
Pflicht, den Sachverhalt von Amts wegen aufzu-
klären (sog. Amtsermittlungsgrundsatz, §§ 155 
Absatz 2, 160 Absatz 2, 244 Absatz 2 StPO) ver-
pflichtet, die näheren Umstände einer solchen 
Psychotherapie zu klären, wenn sie Bedeutung 
für die Beurteilung der Aussage gewinnen kann. 
Therapeutische Maßnahmen sind – wie andere 
Faktoren auch, die den Inhalt der Aussage und 
ihren Beweiswert beeinflusst haben können (z. B. 
Gespräche mit Familienangehörigen, befreun-
deten Personen, Bekannten oder Vernehmun-
gen) – darauf zu untersuchen, ob sie relevanten 
Einfluss auf die Aussage gehabt haben könnten. 
Insbesondere kann die Prüfung eines möglichen 
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suggestiven Einflusses (> Abschnitt I.4.) der Psy-
chotherapie erforderlich sein. 

Vor allem in Aussage-gegen-Aussage-Konstella-
tionen besteht eine Herausforderung darin, die 
Wahrheitsfindung mit dem Schutz der Verletzten 
(> Glossar) zu vereinbaren. Das gilt in besonderem 
Maße, wenn vulnerable, durch die Tat psychisch 
belastete Verletzte betroffen sind. Verletzten einer 
Straftat kommt im Strafverfahren primär eine 
Rolle als Zeugin oder Zeuge zu. Das Strafverfahren 
dient in erster Linie dazu, den staatlichen Strafan-
spruch durchzusetzen. Diese Zielsetzung folgt aus 
der Pflicht des Staates, die Sicherheit seiner Bür-
gerinnen und Bürger und deren Vertrauen in die 
Funktionstüchtigkeit der staatlichen Institutio-
nen zu schützen. Im Vordergrund stehen damit im 
Strafverfahren nicht die individuellen Interessen 
eines potentiellen Opfers, sondern das gesamtge-
sellschaftliche Interesse an einer effektiven Straf-
verfolgung. Ungeachtet dessen darf aber auch das 
Vertrauen der Verletzten selbst in die staatliche 
Strafverfolgung nicht erschüttert werden. Für Ver-
letzte kann es wichtig sein, wenn – etwa durch 
Nebenklagevertretung und Opferhilfeeinrichtun-
gen – vermittelt wird, dass ein Freispruch nicht 
die Feststellung beinhaltet, dass der oder dem Be-
troffenen kein Unrecht widerfahren ist. Vielmehr 
ist die Schuld der oder des Beschuldigten gerade 
in Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen mit 
rechtsstaatlichen Mitteln mitunter nicht abschlie-
ßend feststellbar und eine Verurteilung dann auf-
grund der Unschuldsvermutung ausgeschlossen. 
Zweifel an der Glaubhaftigkeit einer Zeugenaussa-
ge sind nicht gleichbedeutend mit dem Vorwurf 
einer Lüge. Gerade im Zusammenhang mit einer 
Psychotherapie muss das Gericht vor allem auch 
die Gefahr einer der Zeugin oder dem Zeugen 
selbst nicht bewussten Beeinflussung der Aussage 
ausschließen können.

Auch im Rahmen des Verfahrens darf der Schutz 
der Verletzten einer Straftat bei der Erfüllung ih-

rer sogenannten Zeugenpflicht (> Abschnitt III.1.) 
nicht aus dem Blick geraten. Die Opferrechte sind 
daher in der jüngeren Vergangenheit deutlich ge-
stärkt worden und sollen insbesondere helfen, 
eine weitere Viktimisierung des Opfers durch die 
Belastungen zu vermeiden, die das Strafverfah-
ren mit sich bringen kann. Bei der Schaffung und 
Weiterentwicklung von Opferrechten wie auch 
bei ihrer Auslegung war und ist andererseits stets 
zu beachten, dass die Verteidigungsrechte aus 
Gründen des Opferschutzes nicht in einer Weise 
eingeschränkt werden dürfen, die das Recht der 
oder des Beschuldigten auf ein faires Verfahren 
beeinträchtigt. Das Recht auf ein faires Verfahren 
einschließlich damit verbundener Informations-, 
Erklärungs- und Teilnahmerechte ist stets umfas-
send zu gewährleisten.

1.2. Relevante Rechtsprechung des  
Bundesgerichtshofs 

1.2.1. Allgemeine Grundsätze
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs ist das Tatgericht in einem Fall, in dem 
Aussage gegen Aussage steht und die Entschei-
dung allein davon abhängt, welchen Angaben das 
Gericht folgt, verpflichtet, alle für und gegen die 
Glaubhaftigkeit der Angaben sprechenden Um-
stände aufzuklären und bei seiner Entscheidung 
zu berücksichtigen. Das Tatgericht ist zwar nicht 
gehalten, bei der Würdigung der Zeugenaussa-
ge selbst von der sogenannten Nullhypothese 
(> Abschnitt II.3.1.) auszugehen und gedanklich zu 
unterstellen, dass die Angaben unwahr sind.5 Ent-
gegen einem gelegentlich anzutreffenden Fehlver-
ständnis ist die Nullhypothese insbesondere keine 
Beweisregel. Sie ist vielmehr eine wissenschafts-
methodische Annahme im Rahmen der Glaubhaf-
tigkeitsanalyse. Das Tatgericht ist aber von Rechts 
wegen verpflichtet, die Angaben von Zeuginnen 
und Zeugen einer kritischen Prüfung zu unterzie-
hen, wobei es aussagepsychologische Erkenntnis-
se im Rahmen seiner Beweiswürdigung berück-
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sichtigen und gegebenenfalls ein sachverständiges 
Glaubhaftigkeitsgutachten als Indiz für oder ge-
gen die Glaubhaftigkeit einer Zeugenaussage wer-
ten kann (> Abschnitt II.3.). Eine solche kritische 
Prüfung der Angaben sollte nicht missverstanden 
werden: Sie ist nicht etwa Ausdruck von Zweifeln 
oder Misstrauen in die Angaben der Zeugin oder 
des Zeugen. Sie ist vielmehr Ausdruck der Pflicht 
zur bestmöglichen Wahrheitserforschung im 
Strafprozess. Bleiben aufgrund dieser Prüfung 
nach Abschluss der Beweisaufnahme jedoch Zwei-
fel an der Glaubhaftigkeit der Belastungsaussa-
ge ist eine Verurteilung alleine aufgrund dieser 
Aussage mit Blick auf die Unschuldsvermutung 
regelmäßig ausgeschlossen. Das Tatgericht ist 
schließlich auch verpflichtet, alle für und gegen 
die Glaubhaftigkeit der Zeugenaussage sprechen-
den Umstände in den schriftlichen Urteilsgrün-
den zu erörtern. Denn nur auf der Grundlage um-
fassender Ausführungen ist das Revisionsgericht 
später in der Lage, die tatgerichtliche Entschei-
dung auf Rechtsfehler zu überprüfen. 

Liegen die Tatvorwürfe lange zurück, genügt es 
nicht, die Aussage einer sorgfältigen Inhaltsanaly-
se zu unterziehen und zu prüfen, ob die Angaben 
detailreich, in sich stimmig und widerspruchsfrei 
sind. Im Rahmen einer Konstanzanalyse ist viel-
mehr auch zu untersuchen, ob die Angaben in 
verschiedenen Vernehmungen im Wesentlichen 
konstant geblieben sind oder ob ungewöhnliche 
Aussageerweiterungen oder -reduktionen oder 
widersprüchliche Angaben zum Kerngeschehen 
festzustellen sind, die Zweifel daran wecken, dass 
die Aussage auf einem tatsächlichen Erleben be-
ruht. Weiterhin muss auch die Entstehungsge-
schichte der Aussage im Einzelnen geprüft und 
darauf untersucht werden, ob Anhaltspunkte für 
suggestive Einflüsse (> Abschnitt I.4.) bestehen. 

Eine sorgfältige Auseinandersetzung mit Ent-
stehung und Entwicklung der Aussage ist von 
Rechts wegen besonders dann erforderlich, wenn 

der Tatvorwurf viele Jahre zurückliegt und eine 
Zeugin oder ein Zeuge vor Anzeigenerstattung 
zahlreiche psychotherapeutische Gespräche ge-
führt hat.6 Therapieanlass, Therapieverlauf und 
die angewendeten psychotherapeutischen Me-
thoden müssen in einem solchen Fall näher in 
den Blick genommen werden. Aufklärungsbedarf 
besteht insbesondere in Fällen, in denen die 
Aussageentstehung eine Auseinandersetzung mit 
möglichen suggestiven Einflüssen erfordert.7 Der 
pauschale und nicht konkret durch Tatsachen be-
legte Hinweis, es fehle an Anhaltspunkten für ei-
nen suggestiven Einfluss, ist unzureichend. Das 
Tatgericht muss vielmehr auch Feststellungen zu 
Anlass, Gegenstand und Art der therapeutischen 
Maßnahmen treffen. Nicht offen bleiben darf in 
einem solchen Fall auch, ob und in welcher Weise 
sich die Zeugin oder der Zeuge anlässlich der the-
rapeutischen Maßnahmen zu den Tatvorwürfen 
geäußert hat.8 Zu berücksichtigen sind auch mög-
liche psychopathologische Auffälligkeiten der 
Zeugin oder des Zeugen, die Zweifel an ihrer oder 
seiner Aussagetüchtigkeit wecken.9 In schwieri-
gen Beweislagen wird es daher regelmäßig erfor-
derlich sein, dass Strafverfolgungsbehörden und 
Gerichte die Frage nach Anlass, Gegenstand und 
Art der therapeutischen Maßnahmen aufklären 
und entsprechende Informationen einholen.

1.2.2. Suggestion, Scheinerinnerung und  
Tatnachweis
Liegen im Einzelfall Anhaltspunkte dafür vor, dass 
es während der Therapie zu suggestiven Einflüssen 
gekommen ist, die zur Ausbildung einer sogenann-
ten Scheinerinnerung geführt haben könnten 
(> Glossar), ist die Einholung eines aussagepsycho-
logischen Sachverständigengutachtens (> Ab-
schnitt II.3.) regelmäßig geboten. Kann eine aussa-
gepsychologisch sachverständige Person in einem 
solchen Fall die Suggestionshypothese nicht mit 
der erforderlichen Sicherheit zurückweisen, dürfte 
eine Verurteilung allein auf der Grundlage der Zeu-
genaussage kaum in Betracht kommen.10 
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2. Grundlegende Charakteristika des  
autobiographischen Gedächtnisses

Im Folgenden werden grundlegende Eigenschaf-
ten des autobiographischen Gedächtnisses und 
für den juristischen Kontext bedeutsame ge-
dächtnispsychologische Phänomene behandelt. 

Unter dem autobiographischen Gedächtnis 
wird der Teil des Langzeitgedächtnisses verstan-
den, in welchem persönlich bedeutsame Sequen-
zen des eigenen Lebens abgespeichert werden. Da 
es sich erst entwickeln muss, können Menschen 
sich nicht an ihre ersten zwei Lebensjahre erin-
nern (absolute infantile Amnesie); die frühesten 
Erinnerungen fallen meist in das 3. bis 6. Lebens-
jahr (relative infantile Amnesie).11 Erinnern ist 
an die sprachliche Entwicklung gebunden. Erst 
die Entwicklung narrativer Fähigkeiten ermög-
licht eine dauerhafte und verbalisierbare Abspei-
cherung eigener Erfahrungen anhand semanti-
scher Konzepte. Erst ab dem 3. Lebensjahr und 
vermehrt ab dem Vorschulalter können Kinder 
erlebte Ereignisse im Langzeitgedächtnis abspei-
chern und dann wieder explizit selbständig abru-
fen. Wiederholte Ereignisse können die langfris-
tige Erinnerungsleistung junger Kinder deutlich 
erleichtern. Allerdings führen wiederholte Ereig-
nisse generell auch zu einer gedächtnismäßigen 
Verschmelzung, die zu Lasten unterscheidbarer 
Erinnerungen an einzelne Situationen geht.12 

Jeder Abruf von Erinnerungen stellt eine ak-
tive Rekonstruktion dar, in die beispielsweise 
Sinnfindungsprozesse und Rationalisierungen13, 
aktuelles Wissen14, der aktuelle Kontext15 oder 
auch die aktuelle Stimmung16 mit einfließen 
können.17 Darüber hinaus werden Lücken ge-
füllt (u. a. durch Stereotype)18, es werden Quellen 
verwechselt19, und Urteils- und Entscheidungs-
prozesse fließen mit ein.20 Im Extremfall kön-
nen Menschen sogar falsche Erinnerungen an 
nie erlebte Ereignisse entwickeln (> Abschnitt 
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I.4.2.).21 Besonders gut erinnern sich Menschen 
an Überlebenswichtiges22, an sie selbst Betreffen-
des23, an besondere, einzigartige Ereignisse24 und 
an emotionale Erlebnisse25, da Emotionen (sub-
jektive) Bedeutsamkeit signalisieren und dies zu 
leichterer Abrufbarkeit führt. Die Auswirkungen 
von Stress auf das Gedächtnis sind hingegen et-
was komplexer: Ein hohes Stresslevel während 
des Ereignisses begünstigt die Abspeicherung von 
zentralen, relevanten und ggf. bedrohlichen De-
tails26, führt aber auch zu einer schlechteren Ab-
speicherung von peripheren oder für die Per-
son subjektiv irrelevanten Details.27 Ein hohes 
Stresslevel während des Erinnerungsabrufs hin-
gegen führt typischerweise zu einer schlechteren 
Erinnerungsleistung.28 Hinsichtlich traumati-
scher Ereignisse ist festzuhalten, dass das Kern-
geschehen (außerhalb der infantilen Amnesie) 
regelmäßig vergleichsweise gut im Gedächtnis 
abgespeichert wird und somit später auch prin-
zipiell wieder abrufbar und verbalisierbar ist. Im 
Zusammenhang mit der Posttraumatischen Be-
lastungsstörung (> Abschnitt I.3.) zeigen Studien, 
dass Betroffene häufig unter einem unwillkürli-
chen Wiedererinnern leiden29 (in Form von sog. 
Intrusionen (> Glossar)30 oder auch Flashbacks 
(> Glossar) mit starkem Hier-und-Jetzt-Erleben). 

Keine überzeugenden wissenschaftlichen Be-
lege hingegen finden sich für das unwillkürliche 
„Verdrängen“31 im Sinne eines Nicht-Erinnern-
Könnens von traumatischen Ereignissen – ob-
wohl diese Annahme noch immer weit verbreitet 
ist.32 Dies schließt nicht aus, dass Betroffene u. U. 
nicht bereit sind oder sich nicht in der Lage füh-
len, von ihren Erinnerungen zu berichten.33 Damit 
ist auch nicht ausgeschlossen, dass Personen im 
Verlauf ihres Lebens zeitweise nicht an ein erleb-
tes traumatisches Ereignis denken oder sich ge-
zielt darum bemühen, nicht daran zu denken.34 
Es gibt einige wenige – gut dokumentierte – Fälle, 
in denen Patientinnen und Patienten sich nach 
eigener Aussage an traumatische Erfahrungen 

zeitweise nicht erinnert haben.35 Von solchen Fäl-
len abzugrenzen sind jedoch „wiederentdeckte 
Erinnerungen“, die das Resultat einer – aktiven, 
oft forcierten – Suche nach Erinnerungen an ver-
mutete traumatische Erfahrungen sind.36 Werden 
traumatische Ereignisse eigener Aussage nach 
also zwischenzeitlich nicht erinnert, muss geprüft 
werden, ob wieder aufgekommene Erinnerungen 
gedächtnispsychologisch plausibel sind oder ob es 
sich um Scheinerinnerungen (auch false memo-
ry genannt) handeln könnte (> Abschnitt I.4.).37 

3. Methoden zur Behandlung der akuten  
und chronischen Traumatisierung und deren 
Implikationen für das Strafverfahren

In diesem Kapitel werden therapeutische Metho-
den zur Behandlung von Traumafolgestörungen 
vorgestellt und deren Auswirkungen auf die Er-
innerungen bzw. Aussagen diskutiert. 

Eine Straftat muss nicht, aber kann behandlungs-
bedürftige psychische Störungen und Symptome 
auslösen wie beispielsweise eine Posttraumati-
sche Belastungsstörung (PTBS (> Glossar) nach 
DSM-5 ® (> Glossar), ICD-11 (> Glossar)).38 Eine 
PTBS kann entstehen, wenn eine Person mit ei-
nem traumatischen Ereignis (definiert als extrem 
bedrohliches oder entsetzliches Ereignis oder eine 
Reihe solcher Ereignisse, ICD-11, bzw. tatsächli-
cher oder drohender Tod, ernsthafte Verletzung 
oder sexuelle Gewalt, DSM-5) konfrontiert ist. Sie 
ist nach ICD-11 gekennzeichnet durch (1) das un-
gewollte Wiedererleben des oder der Ereignisse(s) 
in Form von Intrusionen, Flashbacks oder Alb-
träumen, das typischerweise begleitet wird von 
starken und überwältigenden Emotionen (insb. 
Angst und Entsetzen) und starken körperlichen 
Empfindungen, (2) Vermeidung von Gedanken 
und Erinnerungen an das Ereignis/die Ereignisse 
oder von Aktivitäten, Situationen oder Personen, 
die an das Ereignis bzw. die Ereignisse erinnern 
und (3) anhaltende Wahrnehmung einer erhöh-
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ten aktuellen Bedrohung, die sich z. B. durch 
Hypervigilanz (> Glossar) oder eine verstärkte 
Schreckreaktion (> Glossar) zeigt. Die Sympto-
me halten mindestens mehrere Wochen lang an 
und verursachen deutliche Beeinträchtigungen 
in persönlichen, familiären, sozialen, schulischen, 
beruflichen oder anderen wichtigen Funktions-
bereichen. Dies ist für die Betroffenen oft quälend 
und akut behandlungsbedürftig – zumal sich die 
Kernsymptome der PTBS chronifizieren kön-
nen.39 Eine über Jahre chronische PTBS kann zu 
substanziellen neurologischen, psychischen und 
funktionalen Einbußen führen.40 Liegt eine unbe-
handelte PTBS-Symptomatik (> Glossar) vor, kann 
eine Befragung durch Strafverfolgungsbehörden 
oder Gerichte eine besondere Belastung für die 
Betroffenen darstellen. Ein konsistenter Zusam-
menhang zwischen Kontakt von traumatisierten 
Zeuginnen und Zeugen mit Gerichten und Straf-
verfolgungsbehörden einerseits und (überdauern-
der) PTBS-Symptomatik andererseits konnte in 
empirischen Studien bislang nicht gefunden wer-
den.41 Weitere Forschung zu möglichen Auswir-
kungen ist notwendig, insbesondere Forschung, 
die stärker forensische Rahmenbedingungen be-
rücksichtigt.

Allerdings entwickeln keineswegs alle Menschen 
eine PTBS nach einer traumatischen Erfahrung: 
59 Prozent entwickeln nur geringe Symptome, 
weitere 13 Prozent zeigen eine Genesung nach 6 
Monaten.42 Die gemittelte bedingte Wahrschein-
lichkeit, eine PTBS nach einem traumatischen 
Erlebnis im Vollbild auszubilden, liegt bei etwa 12 
bis 13 Prozent. Dabei variiert die bedingte Wahr-
scheinlichkeit mit Art, Schwere, Dauer und Häu-
figkeit der Traumata. In einigen Fällen treten psy-
chische Folgeerscheinungen wie eine PTBS auch 
erst Jahre nach dem traumatischen Ereignis auf.43

Selbstverständlich ist eine PTBS nicht die ein-
zige psychische Störung, die sich in Folge einer 
Straftat entwickeln kann. Insbesondere andere 

Angststörungen (> Glossar), Affektive Störungen 
(> Glossar) wie z. B. eine Depression (> Glossar) und 
Substanzmissbrauch (> Glossar) entwickeln sich 
ebenfalls häufig infolge einer traumatischen Er-
fahrung und sind ebenso behandlungsbedürftig. 

Opfer einer Straftat können grundsätzlich in 
entsprechend spezialisierten Beratungsstellen 
(> Glossar), in Traumaambulanzen nach SGB XIV 
(für eine Übersicht siehe www.projekt-hilft.de) so-
wie von (spezialisierten) niedergelassenen psy-
chologischen und ärztlichen Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten und Fachärztinnen 
sowie Fachärzten für Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie und für Psychiatrie und Psy-
chotherapie, Fachärztinnen und Fachärzten für 
Kinder- und Jugendlichenpsychiatrie und Psy-
chotherapie sowie Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und -psychotherapeuten 
behandelt werden. Zudem gibt es (spezialisierte) 
(teil-) stationäre Behandlungsangebote. Ärztinnen 
und Ärzte sowie psychologische und ärztliche 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 
unterliegen einer gesetzlichen Schweigepflicht 
gemäß § 203 Absatz 1 Nummer 1 StGB (> Glos-
sar) und sind ferner berechtigt, nach § 53 Absatz 1 
Nummer 3 StPO das Zeugnis zu verweigern, so-
fern sie nicht durch die Patientin oder den Pati-
enten von ihrer Schweigepflicht entbunden wur-
den (> Abschnitt II.2.3.). Auch Heilpraktikerinnen 
und Heilpraktiker bieten Behandlung oder Be-
ratung an. Dabei sind diese nicht an die Anwen-
dung wissenschaftlich geprüfter und anerkannter 
psychotherapeutischer Verfahren oder Methoden 
gebunden. Zudem trifft nach dem Heilpraktiker-
gesetz tätige Personen keine spezifische gesetz-
liche Schweigepflicht und sie können vor Gericht 
das Zeugnis auch nicht verweigern. Zwar gibt es 
weitere Berufsgruppen wie Traumapädagoginnen 
und Traumapädagogen, Coaches u. a., die jedoch 
nicht befugt sind, heilkundlich tätig zu werden, 
um Krankheiten oder psychische Störungen zu 
behandeln. 

https://projekt-hilft.de/
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Zur Behandlung der PTBS liegen verschiedene 
psychotherapeutische Interventionen vor, die 
sich einteilen lassen in traumafokussierte und 
nicht-traumafokussierte Interventionen. Bei 
traumafokussierten Interventionen (> Glossar) 
liegt der Fokus auf der Verarbeitung der Erinne-
rung an das Trauma und/oder seiner Bedeutung. 
Es gibt inzwischen ca. 30 Methoden traumafo-
kussierter Interventionen44, bei denen ähnlich 
vorgegangen wird45 und die für die Behandlung 
der PTBS den wirksamsten Ansatz darstellen.46 
Sie unterscheiden sich in der konkreten Aus-
gestaltung der traumafokussierten Arbeit. Bei-
spiele sind die imaginative Exposition (> Glossar) 
in Bezug auf die Traumaerinnerung, die narrati-
ve Exposition (> Glossar), die Exposition in vivo 
(> Glossar) sowie Desensibilisierung und Ver-
arbeitung durch Augenbewegung (Eye Move-
ment Desensitization and Reprocessing, EMDR 
(> Glossar)), kognitive Umstrukturierung in Be-
zug auf traumabezogene Kognitionen (> Glossar) 
und/oder das sogenannte Imagery Rescripting 
(> Glossar). Infolge traumafokussierter Interven-
tionen lassen Intrusionen nach, traumatische 
Erinnerungen verlieren ihren hohen emotiona-
len Gehalt sowie die damit einhergehende Über-
erregung und werden so zu erträglichen Erinne-
rungen ohne Hier-und-Jetzt-Qualität (> Glossar). 
Erste Studien unter Laborbedingungen haben 
für das Imagery Rescripting (> Glossar) gezeigt, 
dass – jedenfalls bei einmaliger, lege artis durch-
geführter Intervention und klarer Erinnerung 
an das Ursprungsereignis – keine suggestiven 
Effekte auftraten.47 Weitere Forschung, die au-
ßerhalb von Laborbedingungen die praktischen 
Gegebenheiten sowohl der Psychotherapien als 
auch des Strafverfahrens stärker in den Blick 
nimmt steht allerdings noch aus.

Bei nicht-traumafokussierten Interventionen 
(> Glossar) wiederum wird nicht auf die Verarbei-
tung der Erinnerung an das Trauma bzw. seiner 
Bedeutung hingewirkt, sondern auf die Vermitt-

lung von Fertigkeiten zur Regulation von Emo-
tionen, zur Stressreduktion, zum Umgang mit 
PTBS-Symptomen oder zur Lösung aktueller 
Probleme.48 Hierzu gehören u. a. Atemtechniken 
und beruhigende Vorstellungen (z. B. Imaginatio-
nen (> Glossar) eines sicheren Ortes).49 Manche 
Therapiekonzepte kombinieren – oft phasen-
basiert – nicht-traumafokussierte und trauma-
fokussierte Techniken. Nicht-traumafokussierte 
Interventionen können die Stabilität Betroffener 
zu einem gewissen Grad fördern.50 In nationa-
len51 und internationalen Behandlungsleitlinien 
besteht allerdings Konsens darüber, dass Perso-
nen mit PTBS eine traumafokussierte psycho-
therapeutische Behandlung angeboten werden 
soll, da Metaanalysen eine hohe Wirksamkeit 
traumafokussierter Interventionen bei PTBS 
belegen, wohingegen gleichwertige Befunde für 
nicht-traumafokussierte Interventionen nicht 
vorliegen. 

Stellt sich die Frage, ob ein betroffenes 
Kind während eines Strafverfahrens 
eine Psychotherapie beginnen sollte, 
geht immer das Kindeswohl vor. Die 
Behandlung einer PTBS bei Kindern 
und Jugendlichen unterscheidet sich 
nicht wesentlich von der Behandlung 
der PTBS bei Erwachsenen. Im Fall von 
kindlichen Patientinnen und Patienten 
sind die Erziehungs-/Sorgeberechtig-
ten einzubeziehen. Auch die psychi-
sche Stabilität der Eltern ist für Kinder 
wichtig, damit sie ein traumatisches 
Erlebnis gut bewältigen können. 

Psychotherapie  
der PTBS bei  
kindlichen Zeuginnen 
und Zeugen
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4. Suggestion innerhalb und außerhalb der 
Therapie

Unter I.2. wurde bereits ausgeführt, dass Erinne-
rungsprozesse durch vielfältige Informationen be-
einflusst werden können. Im Folgenden soll näher 

auf fremd- und autosuggestive Prozesse eingegan-
gen werden. Suggestion wird dabei im Rahmen 
dieses Leitfadens definiert als unbewusste oder 
seltener auch bewusste Beeinflussung von Erin-
nerungen oder deren Wiedergabe (> Glossar). Der 
Übersichtlichkeit halber soll hier unterschieden 
werden zwischen der Suggestion von Details oder 
auch Bewertungen von Ereignissen (I.4.1.) und der 
Suggestion kompletter Ereignisse (I.4.2.). Während 
im ersten Fall ein Ereignis stattgefunden hat und 
auch eine Erinnerung daran bestand, hat das frag-
liche Ereignis im zweiten Fall nicht stattgefunden 
und eine falsche Erinnerung daran ist insgesamt 
erst durch suggestive Prozesse entstanden.

4.1. Suggestion von Details 

Seit Jahrzehnten hat die Forschung dokumen-
tiert, dass bereits die Art des Fragens nach Erin-
nerungen den Erinnerungsbericht beeinflussen 
kann.52 Besonders problematisch sind hierbei 1) 
Fragen, die bereits bestimmte Tatsachen voraus-
setzen53, 2) Fragen, die eine bestimmte Antwort 
als richtig nahelegen54, 3) eigentlich mehrdeutige 
Fragen, für die als Antwort aber nur ein Ja oder 
Nein zugelassen wird, 4) wiederholte Fragen, 5) 
Fragen, die suggerieren, andere Personen hät-
ten bereits bestimmte Informationen berichtet 
und 6) hypothetische Fragen (wie etwas gewe-
sen sein könnte).55 Darüber hinaus können Be-
lohnung oder Bestrafung von Aussagen (z. B. Er-
munterung, Kritik) einen Einfluss auf die Aussage 
ausüben.56 Die Forschung zeigt darüber hinaus, 
dass im Nachgang zu einer Schilderung erlangte 
Falschinformationen zu dem Ereignis (z. B. durch 
Gespräche mit anderen Zeuginnen oder Zeugen) 
häufig in den eigenen Bericht übernommen wer-
den (sog. Falschinformationseffekt).57

4.2. Suggestion kompletter Ereignisse

Mehrere Laborstudien haben gezeigt, dass sich 
komplexe falsche Erinnerungen an tatsächlich 

https://www.tandfonline.com/doi/full/10.3402/ejpt.v6.28186
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.3402/ejpt.v6.28186
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nicht erlebte Ereignisse bei etwa 30 Prozent58, in 
einzelnen Fällen sogar bei mehr als 50 Prozent 
der Versuchspersonen suggerieren lassen.59 Be-
tont sei dabei, dass es sich bei den Probandinnen 
und Probanden meist um unauffällige Erwach-
sene handelt – und bei den Ereignissen um nega-
tive Ereignisse (z. B. als Kind verloren gegangen 
sein; Polizeikontakt).60 Selbst wiederholte61 und 
bizarre62 Ereignisse konnten einigen Versuchs-
personen suggeriert werden. Da eine Suggestion 

traumatischer Ereignisse ethisch nicht verant-
wortbar wäre, unterliegt die Laborforschung hier 
notwendigerweise einer Beschränkung. Sie wird 
allerdings ergänzt und bestätigt durch Forschung 
zu Menschen, die Erinnerungen an Traumata für 
sich als suggeriert identifiziert haben.63

Grundlage für solche suggestiven Verläufe ist 
die nichtzutreffende Annahme (> Abschnitt 
I.2.), dass traumatische Erfahrungen aufgrund 

Kommunikationsangebote durch Erwach-
sene, denen ein Kind vertraut, sind sowohl 
für die Prävention von sexuellem Miss-
brauch von großer Bedeutung als auch 
dann, wenn bereits ein entsprechender Ver-
dacht besteht. Im Einzelfall kann jedoch 
die Gefahr einer suggestiven Befragung des 
Kindes durch die erwachsenen Ansprech-
personen bestehen. Ausgangspunkt für sug-
gestive Prozesse bei Kindern ist in der Regel 
der Verdacht erwachsener Personen, ein se-
xueller Missbrauch habe stattgefunden, ob-
wohl das Kind bis dahin selbst keine dies-
bezüglichen Angaben gemacht hat. Dabei 
werden Verhaltensauffälligkeiten oder -än-
derungen, die vielfältige Ursachen haben 
können, als spezifische Signale für einen 
erlittenen Missbrauch gedeutet; de facto 
existiert jedoch kein sexuelles Missbrauchs-
syndrom, das einen Rückschluss von Sym-
ptomen auf einen stattgefundenen Miss-
brauch erlauben würde.72  
Bei suggestiven Verläufen schließt sich 
eine Befragung von Kindern an, welche auf 
die „Aufdeckung“ des Missbrauchs, d. h. 

auf die Bestätigung des angenommenen 
Missbrauchs der Befragenden hin ausge-
richtet ist. Im Rahmen der Bemühungen, 
eine vermeintlich unterstützende Atmo-
sphäre für das Kind zu schaffen, werden 
Äußerungen, die konsistent mit der Hypo-
these der befragenden Person sind, selek-
tiv verstärkt73; entgegengesetzte Angaben 
werden dagegen nicht weiter beachtet 
oder diese werden im Sinne der Ausgangs-
hypothese interpretiert. 
Werden Kinder, die de facto nicht sexuell 
missbraucht worden sind, wiederholt zu 
entsprechenden Erfahrungen befragt und 
ihre verneinenden Antworten nicht akzep-
tiert, entsteht für sie eine strukturell unkla-
re Befragungssituation, aus der eine Emp-
fänglichkeit für Suggestionen (> Glossar) 
resultieren kann. Wenn mögliche Handlun-
gen über einen längeren Zeitraum immer 
wieder thematisiert werden, können sich 
im Laufe der Zeit lebhafte Bilder von den 
möglichen Geschehnissen entwickeln, die 
für eine tatsächliche Erinnerung gehalten 
werden können.74

Suggestive Prozesse  
bei Kindern



19

von Verdrängung oder Dissoziation regelmäßig 
nicht erinnert werden können. In diesen Fällen 
nehmen die Behandelnden an, Auslöser für eine 
bestimmte psychische Symptomatik seien frü-
here traumatische Erlebnisse, die aktuell der ex-
pliziten Erinnerung nicht zugänglich seien. Zum 
Teil werden die Patientinnen und Patienten er-
muntert, sich gedanklich auf die Suche nach Er-
innerungen an die vermeintlichen Erlebnisse zu 
machen, in manchen Fällen werden therapeu-
tische Techniken angewandt, die einen solchen 
„Wiedererinnerungsprozess“ befördern sollen.64 
Eine intensive Beschäftigung mit möglichen 
traumatisierenden Erfahrungen kann zu leb-
haften mentalen Vorstellungen führen, die nach 
längerer Beschäftigung aufgrund ihrer Lebhaf-
tigkeit, Vertrautheit und guten Abrufbarkeit für 
tatsächliche Erinnerungen gehalten werden.65

Problematisch ist also der Schluss von Sympto-
men oder Verhaltensmerkmalen auf vermeint-
liche (Kindheits-)Traumata66 und eine sich daran 
anschließende Suche nach Erinnerungen an ein 
solches Trauma, bei der beispielsweise Informa-
tionen, die in keinem Zusammenhang damit ste-
hen, ob ein Ereignis tatsächlich erlebt wurde (z. B. 
Träume) als Evidenz für das Trauma fehlinterpre-
tiert werden67, Personen angeleitet werden, sich 
mögliche Szenarien des Traumas vorzustellen 
und die so entstandenen Berichte unreflektiert 
in den Stand von tatsächlich Erlebtem gehoben 
werden.68 Zusätzlich förderlich für die Entstehung 
falscher Erinnerungen ist, wenn die Befragung 
durch eine Person mit Expertinnen- bzw. Exper-
ten-/Autoritätsstatus erfolgt (z. B. Eltern, Thera-
peutinnen oder Therapeuten, Polizistinnen oder 
Polizisten, Richterinnen oder Richter). Im Kontext 
einer Therapie ist darüber hinaus zu beachten, 
dass die Patientinnen und Patienten potentiell 
vulnerabel sind und für solche vermeintlichen 
Erklärungen ihrer aktuellen Probleme besonders 
empfänglich sein können. Dies gilt umso mehr, 
je stärker die Patientinnen und Patienten und/

oder die Behandelnden selbst von vornherein von 
der eigenen Verdrängung traumatischer Ereig-
nisse überzeugt sind. Erfolgreich induziert, ähnelt 
die Qualität falscher Erinnerungen durchaus der 
Qualität wahrer Erinnerungen – sowohl im sub-
jektiven Erleben (z. B. Gefühle während des Ereig-
nisses) als auch in objektiven Berichtsmerkmalen 
(z. B. logische Konsistenz der Aussage).69 

Manchmal kann eine psychotherapeutische Be-
handlung aber auch erst die Bedingungen bie-
ten, traumatische Erinnerungen auszusprechen.70 
Wichtig ist deshalb die Unterscheidung, ob eine 
Person erstmals von etwas spricht, oder sich 
erstmals an etwas erinnert. Während der erst-
malige Bericht einer kontinuierlich vorhande-
nen Erinnerung gedächtnispsychologisch in der 
Regel unkritisch ist, ist bei einer erstmaligen Er-
innerung mit zeitlich erheblichem Abstand zum 
fraglichen Ereignis stets zu prüfen, ob es sich da-
bei um eine suggerierte falsche Erinnerung han-
deln könnte.

Anlass zur Vorsicht bei der Bewertung der 
Glaubhaftigkeit einer Aussage besteht ins-
besondere, wenn Zeuginnen und Zeugen 
im Rahmen von Schilderungen über ritua-
lisierte sexualisierte Gewalt von einer „Pro-
grammierung“ oder zielgerichteter „Auf-
spaltung“ ihrer Persönlichkeit berichten, 
durch die Erinnerungen verzögert, vielleicht 
sogar erst im Rahmen einer Psychotherapie 
zugänglich wurden. Bislang gibt es keine va-
lide wissenschaftliche oder kriminologische 
Evidenz für die Existenz solcher sogenann-
ter Mind-Control-Techniken (> Glossar).71 
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5. Zwischenergebnis 

Der aus der Unschuldsvermutung resultierende 
Zweifelsgrundsatz (in dubio pro reo) gebietet, dass 
eine Verurteilung nur dann erfolgen kann, wenn 
das Tatgericht von der Schuld der oder des Ange-
klagten überzeugt ist. Insbesondere – aber nicht 
nur – in Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen 
kommt der Glaubhaftigkeit der Zeugenaussage für 
die Verurteilung eine zentrale Bedeutung zu. Eine 
allgemeingültige Aussage über die Auswirkungen 
von Psychotherapie auf die Glaubhaftigkeit von 
Aussagen ist nicht möglich. Psychotherapie kann 
durch stabilisierende und traumafokussierte Be-
handlung die Aussagefähigkeit einer Person er-
höhen oder eine Aussage sogar erst ermöglichen. 
Traumafokussierte Verfahren adressieren explizit 
das traumatische Ereignis und bearbeiten auch die 
Erinnerung daran. Erste Studien fanden keine sug-
gestiven Verzerrungen der vorhandenen Erinne-
rungen durch einmalige und lege artis ausgeführte 
Intervention. Allerdings bedarf es noch weiterer 
Forschung zu den konkreten Auswirkungen dieser 
Verfahren auf Erinnerungen. 

 
Im Strafverfahren ist im Einzelfall zu prüfen und 
transparent zu machen, welche therapeutischen 
Interventionen erfolgt sind sowie ob und welche 
Auswirkungen diese hatten. Diese Notwendig-
keit sollte jedoch im Interesse des Gesundheits-
schutzes nicht dazu führen, dass traumatisierte 
Zeuginnen und Zeugen auf eine medizinisch in-
dizierte Behandlung verzichten, um die Glaub-
haftigkeit ihrer Aussage nicht zu gefährden. Im 
folgenden Abschnitt II werden Möglichkeiten 
skizziert, wie mit dieser herausfordernden Situa-
tion unter Wahrung der Interessen aller Beteilig-
ten umgegangen werden kann.
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1. Psychotherapie und Glaubhaftigkeit  
einer Aussage: potenziell problematische  
Konstellationen für das Strafverfahren

Für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit einer 
Aussage muss prinzipiell geprüft werden, ob die 
Aussage auch anders als auf Basis eines tatsäch-
lichen Erlebnishintergrunds zustande gekom-
men sein kann. Neben einer möglichen Falsch-
bezichtigung ist dabei regelmäßig zu klären, ob 
suggestive Prozesse die Aussage bestimmt ha-
ben könnten. In diesem Zusammenhang sind 
Aussageentstehung und Aussageentwicklung zu 
rekonstruieren. Hier wird eine durch Zeuginnen 
oder Zeugen in Anspruch genommene Psycho-

therapie relevant. Ebenso wie andere Einflüsse 
auf die Aussage sind auch mögliche Einflüsse im 
Rahmen einer Psychotherapie zu prüfen. In Ab-
hängigkeit von den Rahmenbedingungen und 
dem konkreten Vorgehen in der Therapie ist in 
manchen Konstellationen ein erheblicher Ein-
fluss therapeutischer Interventionen möglich, in 
anderen Konstellationen ist ein solcher Einfluss 
eher fernliegend. 

Von Interesse sind etwaige therapeutische Ein-
flüsse insbesondere in den Fällen, in denen eine 
Aussage für die Überprüfung eines Tatvorwurfs 
zentral ist, insbesondere in Aussage-gegen-Aus-
sage-Konstellationen. Dabei ist zu unterscheiden 

II. Folgerungen 
für das  
Strafverfahren 

Während Abschnitt I die wichtigsten rechtlichen, psychologischen und medizinischen 
Grundlagen darlegt, wird in Abschnitt II betrachtet, was hieraus für den Umgang  
mit der Thematik im Strafverfahren folgt. Zunächst werden häufige problematische 
Konstellationen von Psychotherapie im Hinblick auf die Glaubhaftigkeit von Aussagen 
im Strafverfahren dargelegt (II.1.). Im nächsten Schritt wird erörtert, welche Beweis-
mittel regelmäßig herangezogen werden können, um eine Zeugenaussage im Rahmen 
der Beweisaufnahme zu bestätigen oder zu widerlegen (II.2.). Darauffolgend wird die 
Methodik der Glaubhaftigkeitsbegutachtung skizziert und damit die Möglichkeit,  
durch sachverständige Unterstützung im konkreten Einzelfall den möglichen Einfluss 
psychotherapeutischer Maßnahmen auf eine Aussage weiter aufzuklären (II.3.). 
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zwischen Fällen, bei denen Anzeige erstattet 
und eine umfassende Aussage gemacht wurde, 
bevor erstmals eine Psychotherapie begonnen 
wurde (II.1.1.) und solchen, bei denen Anzeige-
erstattung erst nach oder während einer lau-
fenden Therapie stattfand und auch erst dann 
ausgesagt wurde (II.1.2.).

1.1. Fälle, bei denen Anzeige erstattet und eine 
umfassende Aussage gemacht wurde, bevor 
erstmals eine Psychotherapie begonnen wurde

In Fällen, in denen bereits eine Anzeige erstattet 
und eine ausführliche polizeiliche oder ermitt-
lungsrichterliche Vernehmung durchgeführt 
wurde, bevor erstmals eine Psychotherapie 
aufgenommen wurde, ist schon aus zeitlichen 
Gründen auszuschließen, dass die Aussage pri-
mär durch psychotherapeutische Einflüsse indu-
ziert wurde. In Betracht kommen kann in diesen 
Fällen jedoch eine spätere Veränderung der ur-
sprünglichen Aussage durch die therapeutische 
Intervention. Einflüsse aufgrund der Psychothe-
rapie sind in diesen Konstellationen genauer zu 
prüfen, wenn eine Aussage zu einem späteren 
Zeitpunkt von der ursprünglichen Aussage in 
einem Maß abweicht, das gedächtnispsycho-
logisch nicht mehr erklärt werden kann, wenn 
also beispielsweise bei dem Vorwurf einer ein-
maligen Vergewaltigung plötzlich erstmals von 
einem so bedeutenden Element wie einer Be-
drohung mit einem Messer berichtet wird. Ent-
spricht eine spätere Aussage dagegen im Wesent-
lichen der ursprünglich aufgenommenen, ist 
von keinem relevanten psychotherapeutischen 
Einfluss auf die Aussage auszugehen. 

Genaue Aussagevergleiche sind in diesen Kons-
tellationen allerdings nur möglich, wenn die bei 
den Ermittlungsbehörden getätigte Erstaussage 
aufgezeichnet wurde. Nur teilweise wörtliche 
oder lediglich zusammenfassende Protokollie-
rungen können unvollständig sein und Missver-

ständnisse oder fehlerhafte Formulierungen ent-
halten oder den Einfluss gestellter Fragen nicht 
transportieren, etwa deren Detailtiefe oder eige-
nes suggestives Potential. Dann lässt sich später 
schwer klären, ob Abweichungen oder Wider-
sprüche in den Aussagen selbst auftraten oder 
auf die Protokollierung oder Art der Befragung 
zurückzuführen sind. Zumindest bei Aussage-
gegen-Aussage-Konstellationen sollten daher 
nicht nur ermittlungsrichterliche, sondern auch 
polizeiliche Vernehmungen per Tonaufnah-
men oder audiovisuell dokumentiert werden 
(> Abschnitt II.2.1.). Ausreichende Dokumentati-
onen tragen zentral dazu bei, dass etwaige Effek-
te von Psychotherapie auf die Aussage realistisch 
geprüft werden können. 

1.2. Fälle, bei denen erst nach oder während 
einer laufenden Therapie Anzeige erstattet und 
im Verfahren ausgesagt wurde

Fand bereits vor der Anzeige eine Psychothe-
rapie statt, ist als erstes zu klären, ob a) eine Er-
innerung während der Therapie erstmals auf-
getreten ist oder b) zu Beginn der Therapie eine 
Erinnerung an das Kerngeschehen der fragli-
chen Vorfälle bereits kontinuierlich bestand. 
Hier sind explizite Erinnerungen an das fragli-
che Geschehen gemeint, nicht bloße Vermutun-
gen, dass etwas Traumatisches geschehen sein 
müsste. Eine gute Dokumentation entsprechen-
der Angaben in der Psychotherapie (> Abschnitt 
II.2.2.) erleichtert die spätere Beurteilung, welche 
Erinnerungen bereits bei Beginn der Therapie 
bestanden. 

a) Erinnerungen sind während der Therapie 
erstmals aufgetreten 
Problematisch für die Beurteilung der Glaubhaf-
tigkeit im Strafverfahren sind vor allem die erst-
genannten Konstellationen. Besonders kritisch 
zu bewerten sind Fälle, in denen Patientinnen 
oder Patienten ohne explizite Erinnerungen an 
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traumatische Erfahrungen eine Psychotherapie 
aufnehmen und dort auf Interventionen treffen, 
die auf das Aufdecken von bis dahin nicht zu-
gänglichen Erinnerungen abzielen, wobei immer 
eine erhebliche Gefahr für die Ausbildung von 
Scheinerinnerungen besteht (> Glossar; > Ab-
schnitt I.4.).75 Es ist zu betonen, dass ein solches 
Vorgehen in der Praxis vorkommt76, aber psy-
chotherapeutischen Leitlinien nicht entspricht 
und daher unabhängig vom Strafverfahren auch 
aus therapeutischer Sicht als ungeeignet zu be-
werten ist. Anzeigen werden in diesen Fällen 
immer erst während oder im Anschluss an Psy-
chotherapien gestellt, denn die (vermeintlichen) 
Erinnerungen treten in dieser Konstellation erst 
während einer Psychotherapie auf. 

Problematisch können dabei auch psychothera-
peutische Prozesse sein, in denen aktuell keine 
Aufdeckung von Erinnerungen stattfindet, die 
aber an frühere Psychotherapien anschließen, 
in denen wiederum explizite Suchen nach Erin-
nerungen stattfanden und eventuell Scheiner-
innerungen entwickelt wurden. In dieser Kons-
tellation könnten spätere psychotherapeutische 
Prozesse zur Verfestigung einer Scheinerinne-
rung beitragen. 

Nicht unter diese grundsätzlich kritisch zu be-
wertende Kategorie – sondern unter die unter 
b) referierten Fälle – fallen Verläufe, bei denen 
die fragliche Straftat in ihrem Kerngeschehen 
kontinuierlich erinnert und in der Therapie le-
diglich erstmals angesprochen wurde. Konti-
nuierliche Erinnerungen und das Fehlen von 
explizitem Suchen nach vermeintlichen trau-
matischen Erinnerungen unterscheiden die-
se Konstellation von den zuvor beschriebenen 
suggestiven Settings. Die Problematik besteht 
hier darin, zwischen den Konstellationen zu 
differenzieren. Hierfür ist wiederum eine gute 
Dokumentation des psychotherapeutischen 
Verlaufs selbst und der Erinnerungsentwick-

lung in der Therapie erforderlich. Audio-visuel-
le Dokumentationen der Erstaussage durch die 
Polizei sind dagegen in Konstellationen, in de-
nen Psychotherapie der Anzeige vorausging, aus 
denklogischen Gründen nicht geeignet, die Sug-
gestionshypothese zurückzuweisen, sie kom-
men schlicht zu spät.

b) Zu Beginn der Therapie bestanden explizite 
Erinnerungen an das Kerngeschehen 
Lässt sich ermitteln, dass vor Beginn der The-
rapie eine kontinuierliche Erinnerung an das 
Kerngeschehen vorlag, stellt sich wiederum die 
Frage, ob es durch die therapeutische Interventi-
on zu Veränderungen der ursprünglichen Erin-
nerung gekommen sein kann. Hier ist zu klären, 
wie die konkrete Befassung mit der Thematik 
innerhalb der Psychotherapie aussah, wofür wie-
derum eine ausreichende Dokumentation der 
Therapie selbst hilfreich ist:

•	Bei psychotherapeutischen Interventionen, die 
vornehmlich auf Stabilisierung und den Auf-
bau von Bewältigungsressourcen in der Ge-
genwart abzielen und in denen die fraglichen 
Vorfälle selbst nicht thematisiert wurden, ist 
ein Einfluss auf die Erinnerung unwahrschein-
lich.

•	Bei traumakonfrontativen Verfahren – die bei 
Vorliegen einer PTBS (> Glossar) indiziert sein 
können – werden Erinnerungen an die fragli-
che Straftat therapeutisch aufgegriffen (> Ab-
schnitt I.3.). Werden Erinnerungen aktiviert, so 
wird das erinnerte Material stets neu gespei-
chert. Damit besteht auch immer die Möglich-
keit einer Veränderung dieser Erinnerungen. 
Ob Veränderungen eintreten und inwiefern 
diese für das Strafverfahren relevant sind, ist 
einerseits abhängig davon, wie gut ein Ereignis 
ursprünglich erinnert wurde und andererseits, 
welche (neuen) Informationen an die Person 
herangetragen werden.
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•	Für den einmaligen Einsatz der traumakon-
frontativen Technik des sogenannten Imagery 
Rescripting (> Glossar) haben erste, allerdings 
unter Laborbedingungen durchgeführte em-
pirische Studien keine negativen Effekte auf 
Erinnerungen an vorangegangene Erlebnisse 
oder Beobachtungen gefunden.77 Abzuwarten 
bleibt indes noch die ausstehende Forschung, 
die stärker tatsächliche forensische Rahmen-
bedingungen berücksichtigt, andere trauma-
konfrontative Verfahren aufgreift und auch 
quantitativ kleinere, aber unter juristischer 
Perspektive zentrale mögliche Änderungen 
prüft (z. B. Verbalisierung eines entgegenste-
henden Willens). 

Zu beachten ist wiederum, dass Interventionen 
auch zu der Verfestigung einer bereits vor- 
handenen Scheinerinnerung beitragen können; 

insofern ist das Zustandekommen des spezifi-
schen Narrativs, das einer traumakonfrontativen 
Intervention zugrunde gelegt wird, zu prüfen.

Ferner ist zu berücksichtigen, dass es im Rahmen 
von Psychotherapien auch dazu kommen kann, 
dass Straftaten thematisiert werden, ohne dass 
dies mit einer spezifischen Form der therapeuti-
schen Intervention verbunden wäre (Anamnesen; 
Gesprächswunsch von Patientinnen oder Patien-
ten). Solche Gespräche dürften ähnlichen Einfluss 
auf Erinnerungen haben wie andere Gespräche 
außerhalb von Psychotherapien. Wegen der be-
sonderen Vertrauens- und Autoritätsstellung 
von Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten könnten durch diese gemachte Bewertungen 
und Vorgaben von Patientinnen und Patienten 
allerdings eher übernommen werden als dies bei 
anderen Personen der Fall wäre.78 Schließlich ist 
festzuhalten, dass auch dann, wenn das Kernge-
schehen stets erinnert wurde, eine explizite Su-
che nach zusätzlichen, lediglich vermuteten Er-
innerungen (etwa weil angenommen wird, dass 
die schon erinnerten traumatischen Erlebnisse 
die beobachteten Symptome nicht hinreichend 
erklären würden) wegen der Gefahr der Ausbil-
dung von Scheinerinnerungen als ausgespro-
chen problematisch anzusehen ist. 

2. Folgerungen für Beweiserhebung und  
Beweisaufnahme

Regelmäßig stehen in den Fallkonstellationen, 
in denen die Glaubhaftigkeit einer Zeugenaus-
sage relevant wird, keine objektiven Beweismit-
tel zur Verfügung. Die gerichtliche Beurteilung 
der Aussage kann jedoch gegebenenfalls erleich-
tert werden, wenn Aussagegenese und Konstanz 
der Angaben in ihrem Verlauf im Ermittlungs-
verfahren dokumentiert worden sind. Die ver-
schiedenen Möglichkeiten einer entsprechenden 
flankierenden Beweisführung werden im Weite-
ren dargestellt.

Beispiel: Hat eine Person kürzlich einen 
Angriff mit einem Messer mit Verletzungs-
folgen erlebt, wird sie mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch dann nicht annehmen, 
der Angriff habe nicht mit einem Messer 
stattgefunden, wenn sie sich im Rahmen 
einer psychotherapeutischen Interven-
tion vorgestellt hat, es sei jemand in den 
Raum gekommen und habe dem Angrei-
fenden das Messer aus der Hand geschla-
gen. Bei einer Jahre zurückliegenden se-
xuellen Handlung, die als solche nicht in 
Frage steht, könnte eine psychotherapeu-
tische Aufforderung, sich gedanklich vor-
zustellen, den Übergriff durch energisches 
verbales Auftreten abgewendet zu haben, 
dagegen einen größeren Effekt auf die ju-
ristisch relevante Angabe haben, ob und 
wie ausgedrückt wurde, dass die sexuelle 
Handlung nicht gewollt war. 
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Kinder begeben sich nicht auf eigene Ini-
tiative in Psychotherapie, diese wird in al-
ler Regel durch Sorgeberechtigte initiiert. 
Anlass kann eine bereits angezeigte Straf-
tat sein, zu der schon eine Vernehmung er-
folgt ist; dann gelten ähnliche Grundsätze 
wie für Erwachsene beschrieben. Möglich 
ist auch, dass Kinder in einer Therapie erst-
mals von einer Straftat berichten. Eine gute 
Dokumentation des psychotherapeuti-
schen Verlaufs unterstützt dann wiederum 
die Möglichkeit, Konstellationen, in denen 
es sich um spontane Angaben handelt, von 
suggestiven Settings zu unterscheiden. 
Bei Kindern ist darüber hinaus jedoch 
eine besondere Konstellation zu beach-
ten: Sind Sorgeberechtigte z. B. auf der Ba-
sis der Interpretation von Verhalten von 
einem sexuellen Missbrauch des Kindes 
überzeugt, auch wenn das Kind auf Nach-
frage einen solchen negiert hat, vermit-
teln diese Erwachsenen selbst den Psycho-
therapeutinnen oder Psychotherapeuten 
möglicherweise den Eindruck eines gesi-
cherten sexuellen Missbrauchs, ohne dass 
dies der Fall wäre. Dies kann dazu führen, 
dass Psychotherapeutinnen oder Psycho-
therapeuten auf der Basis unzutreffender 
Vorannahmen eine Psychotherapie durch-
führen. Bei der Psychotherapie von Kin-
dern ist daher auch von Interesse, ob und 
ggf. welche Informationen Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten zu Be-
ginn der Therapie über mögliche Straftaten 

zum Nachteil des Kindes vermittelt wurde. 
Problematische therapeutische Konstel-
lationen basieren hier zudem oft auf der 
Annahme, dass Kinder auf der Basis von 
Symptomen vermutete traumatisierende 
Ereignisse (insbesondere sexuellen Miss-
brauch) zwar erinnern, aber dass sie nicht 
darüber sprechen. Viele Kinder, die sexuel-
le Gewalt erfahren haben, sprechen auch 
tatsächlich lange Zeit nicht über einen se-
xuellen Missbrauch.79 Nicht richtig ist da-
gegen der generelle Schluss, Kinder würden 
einen sexuellen Missbrauch in der Regel 
auch verschweigen oder leugnen, wenn ih-
nen Gesprächsangebote gemacht werden 
und es bedürfe daher spezieller Befragungs-
strategien, um ein Kind „zum Sprechen zu 
bringen“. Während Gesprächsangebote sehr 
wichtig sind, sollten diese stets ergebnisof-
fen gestaltet sein. Ob ein Kind von sexuel-
lem Missbrauch berichtet, hängt von vielen 
Faktoren ab, unter anderem ob es Vertrau-
en in die Gesprächspartnerin oder den Ge-
sprächspartner entwickelt oder von Ängs-
ten bezüglich der reellen oder angedrohten 
Folgen ihres Berichts. Befragungen, die al-
leine darauf ausgerichtet sind, unterstell-
te Erfahrungen aufzudecken, können dazu 
führen, dass auch nicht sexuell missbrauch-
te Kinder nach einer Zeit angeben, sexuell 
missbraucht worden zu sein und bei anhal-
tender Befragung schließlich sogar selbst 
davon überzeugt sind, entsprechende Er-
fahrungen gemacht zu haben.80 

Besondere Konstellationen, wenn  
Kinder Zeuginnen und Zeugen sind
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2.1. Die audio-visuelle Vernehmung  
der Zeuginnen und Zeugen

Von Bedeutung für die spätere Feststellung der 
Konstanz einer Aussage kann zunächst die Mög-
lichkeit einer frühzeitigen Dokumentation der 
Aussage einer Zeugin oder eines Zeugen durch 
die Ermittlungsbehörden sein. Zwar sind der-
artige Dokumentationen in den besonders pro-
blematischen Konstellationen, in denen der 

Tatvorwurf viele Jahre zurückliegt und thera-
peutische Gespräche bereits vor Anzeigenerstat-
tung stattgefunden haben, alleine nicht geeig-
net, eine Aussagekonstanz zu belegen und damit 
die Suggestionshypothese zurückzuweisen. Hier 
kommt eine solche Dokumentation schlichtweg 
zu spät. Wenn eine Therapie erst nach Anzei-
geerstattung oder parallel zu dieser erfolgt ist, 
kann jedoch die Frage einer Veränderung der ur-
sprünglichen Aussage durch die therapeutische 

Mehrfache Vernehmungen können vor allem 
für Kinder eine erhebliche emotionale Belas-
tung darstellen. Bereits die europäische Op-
ferschutzrichtlinie (RL 2012/29/EU) schreibt 
daher in ihrem Artikel 24 vor, dass es mög-
lich sein soll, sämtliche Vernehmungen des 
Opfers im Kindesalter in strafrechtlichen Er-
mittlungen audiovisuell aufzuzeichnen und 
die Aufzeichnung als Beweismittel im Ver-
fahren zu verwenden. Daher wird nach § 58a 
Absatz 1 StPO, der diesen Artikel umsetzt, re-
gelmäßig in Betracht zu ziehen sein, ob eine 
audio-visuell-dokumentierte ermittlungs-
richterliche Vernehmung die schutzwürdi-
gen Interessen des Kindes besser wahrt, weil 
dadurch unter Umständen die Vernehmung 
des Kindes in der Hauptverhandlung vermie-
den werden kann. Auch bei Kindern wird es 
jedoch im Einzelfall darauf ankommen, ob 
das Gericht den Sachverhalt aufgrund der 
Einführung der aufgezeichneten Verneh-
mung in die Hauptverhandlung für ausrei-
chend aufgeklärt erachtet. Zu beachten ist 
zudem, dass auch eine ermittlungsrichterli-
che Vernehmung unter Umständen eine gro-

ße Belastung darstellen kann, insbesondere 
wenn im konkreten Fall eine Missbrauchs-
erfahrung selbst mit dem Einsatz von Video-
technik verknüpft war. In der Praxis über-
prüfen Staatsanwaltschaften mitunter vorab 
die Geständnisbereitschaft der oder des Be-
schuldigten, um auch nicht erforderliche 
ermittlungsrichterliche Vernehmungen zu 
vermeiden. Wird im Ermittlungsverfahren 
die Anhörung eines Kindes erforderlich, soll-
te diese in einer kindgerechten Atmosphäre 
stattfinden. In vielen Bundesländern existie-
ren sogenannte Childhood-Häuser (> Glos-
sar), in denen Kinder in einem kindgerechten 
Setting sowohl polizeilich als auch ermitt-
lungsrichterlich vernommen werden kön-
nen und darüber hinaus medizinische und 
psychosoziale Versorgung erhalten. Ist ein 
Elternteil selbst Beschuldigte oder Beschul-
digter, muss beachtet werden, dass zur Ge-
währleistung ihres oder seines Zeugnisver-
weigerungsrechtes (> Glossar) dem Kind eine 
Ergänzungspflegerin oder einen Ergänzungs-
pfleger zu bestellen ist (§ 52 Absatz 2 Satz 1 
StPO, § 1809 Absatz 1 Satz 1 BGB). 

Audio-visuelle Vernehmung  
bei Kindern
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Intervention relevant werden. Hier sind frühzei-
tige audio-visuelle Dokumentationen, zumin-
dest jedoch Dokumentationen im Wege von Ton-
aufnahmen besonders bedeutsam (> Abschnitt 
II.1.1.).

Aussagen von Verletzten (> Glossar) können – 
und müssen gegebenenfalls – im Ermittlungs-
verfahren in Bild und Ton aufgezeichnet werden. 
Die Ermittlungsbehörden sind in Sexual- und 
Beziehungsgewaltverfahren dazu angehalten, 
nach Bekanntwerden der Tat stets möglichst 
frühzeitig eine audio-visuell dokumentierte Ver-
nehmung der Verletzten durchzuführen. In sol-
chen Verfahren wird daher bereits heute häufig 
eine frühe polizeiliche Aufzeichnung herge-
stellt. Bei einer anstehenden oder laufenden Psy-
chotherapie sollte dieses Vorgehen mit Blick auf 
eine mögliche spätere Aussageanalyse auch jen-
seits von Sexual- und Beziehungsgewaltverfah-
ren gewählt werden, wenn auch hier im Einzel-
fall zu erwarten ist, dass es entscheidend auf die 
Aussage einer Zeugin oder eines Zeugen ankom-
men wird. 

Im weiteren Verlauf kann eine, gegebenenfalls 
zusätzliche, audio-visuell dokumentierte er-
mittlungsrichterliche Vernehmung die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, dass eine im Er-
mittlungsverfahren getätigte Aussage später 
nach § 255a StPO in die Hauptverhandlung ein-
geführt und damit eine erneute Vernehmung 
der oder des Verletzten in der Hauptverhand-
lung entbehrlich werden kann. § 58a Absatz 1 
StPO sieht zu diesem Zweck unter bestimmten 
Voraussetzungen eine ermittlungsrichterliche 
audio-visuell dokumentierte Vernehmung von 
Kindern vor sowie von Personen, die insbesonde-
re durch Straftaten gegen die sexuelle Selbstbe-
stimmung verletzt worden sind. In Aussage-ge-
gen-Aussage-Konstellationen kann in besonders 
schwierigen Beweissituationen trotz der Do-
kumentation eine ergänzende Vernehmung in 
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Zeugen gemäß § 58a StPO verwiesen  
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Service/Broschueren/Justiz/leitfadenRicht-
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Für Hinweise zu einer kindgerechten Aus-
gestaltung von Vernehmungen wird auf 
den von der Arbeitsgruppe „Kindgerechte 
Justiz“ des Nationalen Rates gegen sexuel-
le Gewalt an Kindern und Jugendlichen er-
stellten Praxisleitfaden zur Anwendung 
kindgerechter Kriterien für das Strafver-
fahren verwiesen  
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publi-
kationen/praxisleitfaden-zur-anwendung-
kindgerechter-kriterien-fuer-das-strafverfah-
ren-193090
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der Hauptverhandlung zur Sachverhaltsaufklä-
rung erforderlich sein. Eine Aussageanalyse kann 
durch die zusätzliche ermittlungsrichterliche 
Vernehmung und ihre Aufzeichnung jedoch wie-
derum erleichtert werden. 

Hilfreich für die betroffenen Zeuginnen und 
Zeugen ist es, wenn Ermittlungsbehörden und 
Nebenklagevertretung sie frühzeitig darauf hin-
weisen, dass Beschuldigte – anders als bei der 
polizeilichen Zeugenvernehmung – grundsätz-
lich das Recht haben, an einer ermittlungsrich-
terlichen Vernehmung teilzunehmen (§ 168c Ab-
satz 2 StPO). Das Teilnahmerecht kann, sofern die 
Voraussetzungen des § 168e StPO vorliegen und 
die technischen und räumlichen Voraussetzun-
gen dafür gegeben sind, in der Praxis ggf. so aus-
gestaltet werden, dass die oder der Beschuldigte 
und bzw. oder die Verteidigerin oder der Verteidi-
ger räumlich getrennt an der ermittlungsrichter-
lichen Vernehmung teilnehmen und ihnen diese 
zeitgleich in Bild und Ton übertragen wird. Ein 
Aufeinandertreffen von Zeugin oder Zeuge und 
Beschuldigter oder Beschuldigtem kann dabei 
gegebenenfalls durch eine zeitlich versetzte La-
dung vermieden werden (z. B. Beschuldigte oder 
Beschuldigter mit Verteidigung auf 10.00 Uhr in 
den Sitzungssaal, Zeugin oder Zeuge auf 10.15 
Uhr in das Vernehmungszimmer). Betroffene 
müssen zudem darüber aufgeklärt werden, dass 
sie einer Herausgabe der Aufzeichnung der Ver-
nehmung widersprechen können. Liegt ein sol-
cher Widerspruch vor, erhält selbst die Verteidi-
gung keine Kopie der Aufzeichnung. Diese kann 
stattdessen bei der Staatsanwaltschaft in die Auf-
zeichnung Einsicht nehmen oder erhält ein Pro-
tokoll der Vernehmung (§ 58a Absatz 3 StPO). 

2.2. Dokumentation von Psychotherapie und 
ihre Einführung in die Hauptverhandlung

Für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit einer 
Zeugenaussage sind Inhalt und Genese der ers-

ten Angaben zum Tatgeschehen von besonderer 
Bedeutung. Insofern ist es relevant zu berück-
sichtigen, in welchem Zusammenhang diese 
getätigt wurden. Dabei kommen außerhalb des 
Strafverfahrens verschiedene Möglichkeiten in 
Betracht, z. B. während der medizinischen Rou-
tine-Versorgung (in der Arztpraxis oder Klinik) 
oder in Spezialambulanzen (Gewaltschutz- und 
Kinderschutzambulanzen (> Glossar), Childhood-
Häuser (> Glossar) oder Traumaambulanzen nach 
SGB XIV (> Glossar)). Ferner ist zu berücksich-
tigen, dass es zur Durchführung der ärztlichen 
oder auch psychotherapeutischen Versorgung 
wie auch der forensischen oder vertraulichen 
Spurensicherung notwendig sein kann, Informa-
tionen zum Tatgeschehen zu erfragen. Im Regel-
fall liegen auch hier Dokumentationen vor. 

Für die psychotherapeutischen Behandlungen 
hat die schriftliche Dokumentation eine wichti-
ge Bedeutung für Qualitätssicherung, Intervision, 
Supervision und Berichterstattung gegenüber 
den Krankenkassen. Die Aufbewahrungsfrist be-
trägt grundsätzlich 10 Jahre (§ 630f BGB). Die 
Dokumentation dient dazu, eine sachgerechte 
therapeutische Behandlung und Weiterbehand-
lung zu gewährleisten. Sie muss folglich so ge-
fasst werden, dass sie für sachkundige Personen 
nachvollziehbar ist.81 Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten können folglich im Strafver-
fahren dazu befragt werden, ob sie die Therapie 
dokumentiert haben (schriftlich oder per Auf-
zeichnung), um diese Beweismittel gegebenen-
falls in das Verfahren einbeziehen zu können. 
Die Patientenakte der Psychotherapeutin oder 
des Psychotherapeuten kann bei Vorliegen einer 
Schweigepflichtsentbindung angefordert und im 
Wege des Urkundenbeweises in die Hauptver-
handlung eingeführt werden. Sofern vorhanden, 
können Videodokumentationen oder Tonauf-
nahmen des Therapieverlaufs – insbesondere bei 
erstmaligem Erinnern von belastenden Ereignis-
sen in der Therapie – als Augenscheinsobjekte 
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dienen und über die Patientenakte hinaus dar-
stellen, welche Erinnerungen zu welchem Zeit-
punkt bestanden und ob suggestive Befragungen 
erfolgt sind. Nicht alle Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten verfügen allerdings über die 
entsprechende technische Ausstattung, und nicht 
jede Patientin und jeder Patient ist bereit, ihre 
oder seine Angaben in etwaigen psychischen Aus-
nahmesituationen aufzeichnen zu lassen. Tonauf-
nahmen sind hier gegebenenfalls aufgrund der 
geringeren Eingriffstiefe und Hemmschwelle vor-
zuziehen. Transparenz ist für das Strafverfahren 
in diesem Zusammenhang von großer Bedeutung 
und wünschenswert.

Mitunter wird Patientinnen und Patienten, die 
mit einer Erinnerung an eine Straftat eine Thera-
pie beginnen, aber noch keine Anzeige erstattet 
haben, durch Psychotherapeutinnen oder Psy-
chotherapeuten auch geraten, ein eigenes Ge-
dächtnisprotokoll anzufertigen, da zu einem 
frühen Zeitpunkt noch besonders detaillierte Er-
innerungen bestehen. Zu bedenken ist jedoch, 
dass die Existenz solcher Aufzeichnungen in ei-
nem Strafverfahren dazu führen kann, dass das 
Gericht sich mit der Frage auseinandersetzen 
muss, ob die Zeugin oder der Zeuge sich mit Hilfe 
dieser Aufzeichnungen auf die Aussage inhalt-
lich vorbereitet hat. Eine Aussagekonstanz kann 
dann möglicherweise nicht mehr als Qualitäts-
merkmal für die Glaubhaftigkeit der Angaben 
sprechen, weil nicht feststeht, ob die Zeugin oder 
der Zeuge weiterhin bestehende Erinnerungen 
widergibt oder lediglich den Inhalt der Aufzeich-
nungen. 

2.3. Psychotherapeutinnen und Psycho- 
therapeuten als Zeuginnen und Zeugen

Kernelement der psychotherapeutischen Be-
handlung ist der Aufbau eines Vertrauensver-
hältnisses zwischen Patientinnen oder Patienten 
und Psychotherapeutinnen oder Psychothera-

peuten. Therapieinhalte gehören zum grund-
gesetzlich durch das allgemeine Persönlich-
keitsrecht besonders geschützten Bereich der 
Privat- und Intimsphäre (Artikel 2 Absatz 1 i.V.m. 
Artikel 1 Absatz 1 GG). Verstöße von Ärztinnen 
oder Ärzten und Berufspsychologinnen oder Be-
rufspsychologen gegen ihre Schweigepflicht sind 
dementsprechend auch strafbewehrt (§ 203 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 2 StGB). Therapiegespräche 
erfolgen grundsätzlich in der Erwartung, dass 
keinerlei Inhalte hierüber an Dritte gelangen. 
Dieses besondere Vertrauensverhältnis stellt die 
Grundlage einer funktionierenden Therapiebe-
ziehung dar. Die Aufforderung, Psychotherapie-
inhalte im Strafverfahren offenzulegen, kann für 
Verletzte, die in diese Situation unfreiwillig ge-
raten und häufig stark belastet sind, eine erheb-
liche Erschütterung darstellen. Für die Psycho-
therapeutin oder den Psychotherapeuten kann 
die Vorladung vor Gericht einen Rollenkonflikt 
bedeuten und den Erfolg der Behandlung gefähr-
den. Mit Therapieinhalten ist daher besonders 
sensibel umzugehen. Zur Wahrung der Persön-
lichkeitsrechte dürfen in einer Vernehmung nur 
Tatsachen erfragt werden, die für die Sachver-
haltsaufklärung unerlässlich sind, § 68a Absatz 1 
StPO, Nummer 19a Absatz 4 RiStBV. 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 
arbeiten nicht zielgerichtet auf die Wahrheits-
findung hin.82 Ziel psychotherapeutischer Be-
handlung ist das Lindern von Leid und die Er-
arbeitung von Perspektiven für die Zukunft und 
nicht das Bemühen, eine (zuverlässige) Erinne-
rung abzurufen.83 Allerdings stehen am Anfang 
jeder psychotherapeutischen Behandlung par-
allel zum Aufbau einer tragfähigen therapeuti-
schen Beziehung eine Anamneseerhebung und 
eine differenzierte Diagnostik. Für beides ist es 
sinnvoll, auch nach Belastungen und potentiell 
traumatischen Erlebnissen im bisherigen Leben 
zu fragen und deren Bedeutung für die aktuelle 
psychische Befindlichkeit einzuschätzen.84 
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Hinsichtlich des Ablaufs der Therapie und der 
Suggestivität (> Abschnitt I.4.) der angewandten 
Methoden kann es ungeachtet der Belastung für 
das therapeutische Verhältnis aus strafverfah-
rensrechtlicher Sicht erforderlich sein, die Psy-
chotherapeutin oder den Psychotherapeuten als 
Zeugin oder Zeuge zu laden und zu vernehmen, 
um zu klären, ob die Therapie Aussageinhalt 
oder Aussageverhalten beeinflusst haben könnte 
(zu den rechtlichen Anforderungen, siehe > Ab-
schnitt I.1.). Wenn vor der Therapie noch keine 
Strafanzeige erstattet worden war und noch kei-
ne ausführliche Vernehmung erfolgen konnte, 
sollte die Psychotherapeutin oder der Psychothe-
rapeut im Rahmen der Beweisaufnahme, mög-
lichst aber bereits im Ermittlungsverfahren nach 
diesen Umständen und auch nach der Therapie-
methode gefragt werden (> Abschnitt I.3.).85 

3. Glaubhaftigkeitsbegutachtung durch  
Sachverständige im Kontext von Psycho- 
therapie und Strafverfahren 

Es gilt als „ureigene Aufgabe“ des Gerichts, die 
Glaubhaftigkeit von Zeugenaussagen zu be-

urteilen. Dementsprechend kann das Tatgericht 
die Beurteilung der Glaubhaftigkeit einer Zeu-
genaussage grundsätzlich aufgrund eigener 
Sachkunde ohne Hilfe von Sachverständigen 
vornehmen. Eine aussagepsychologische Glaub-
haftigkeitsbegutachtung ist nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs dagegen immer 
dann erforderlich, wenn der Sachverhalt Be-
sonderheiten aufweist, die Zweifel daran auf-
kommen lassen, ob die eigene Sachkunde des 
Tatgerichts zur Beurteilung der Glaubhaftigkeit 
unter den konkret gegebenen Umständen aus-
reicht.86 Dies kann unter anderem dann der Fall 
sein, wenn das Gericht sich mit möglichen sug-
gestiven Einflüssen auf die Aussage auseinan-
dersetzen muss (> Abschnitt I.4.).87 Die Glaub-
haftigkeitsbegutachtung ist als wissenschaftlich 
begründete aussagepsychologische Methodik ein 
höchstrichterlich anerkanntes Beweismittel.88 
Das aussagepsychologische Gutachten, das die 
allein dem Tatgericht obliegende Beweiswürdi-
gung nicht zu ersetzen vermag, kann ein Indiz 
für die Glaubhaftigkeit der Zeugenaussage sein.89 

Zeuginnen und Zeugen sind nicht dazu ver-
pflichtet, an einer Glaubhaftigkeitsbegutachtung 
mitzuwirken. Erteilen Betroffene nicht ihre Ein-
willigung, obgleich Anlass zu einer sachverstän-
digen Begutachtung besteht, kann es sein, dass 
die oder der Sachverständige in die Hauptver-
handlung geladen wird und ihr oder sein Gut-
achten auf Basis der Aktenkenntnis und der Be-
weiserhebung in der Hauptverhandlung erstellt. 
Aufgrund des hohen Einflusses des Gutachtens 
auf den Ausgang des Strafverfahrens muss das 
Gericht sicherstellen, dass die oder der Sachver-
ständige Gewähr dafür bietet, dass sie oder er 
geeignet ist (für eine Liste zertifizierter Rechts-
psychologinnen und Rechtspsychologen siehe: 
https://www.rechtspsychologen-register.de/), zur 
Verfügung steht und dass kein Ablehnungs-
grund nach § 74 StPO vorliegt.90 Zu beachten ist 
weiter, dass die von der oder dem Sachverstän-

Weiterführende Literatur 

Böök, Kirsten, Sachsse, Ulrich, Trauma 
und Justiz. Juristische Grundlagen für Psy-
chotherapeuten – psychotherapeutische 
Grundlagen für Juristen, 3. Auflage 2024; 
siehe insbesondere Kapitel 10 „Die Thera-
peutin als Zeugin“

Klein, Theresia, Die ärztliche Schweigepflicht 
als verfassungsrechtliche Schutzpflicht im 
Spannungsverhältnis zum Schutz der All-
gemeinheit vor Patienten mit Fremdschädi-
gungspotenzial in sensiblen Berufen, 2022

https://www.rechtspsychologen-register.de/
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digen angewendeten Methoden in Fachkreisen 
allgemein anerkannt sind91 und das Gutachten 
in angemessener Zeit erstattet werden kann. Das 
Gericht ist angehalten, diese Fragen vor Bestel-
lung der oder des Sachverständigen zu klären.92

Eine aussagepsychologische Begutachtung zielt 
darauf ab, die Frage zu beantworten, ob die-
se Zeugin oder dieser Zeuge mit den gegebenen 
individuellen Voraussetzungen unter den ge-
gebenen Befragungsumständen und unter Be-
rücksichtigung der im konkreten Fall möglichen 
Einflüsse von Dritten diese spezifische Aussage 
machen könnte, ohne dass sie auf einem realen 
Erlebnishintergrund basiert. Das Vorgehen zur 
Beantwortung dieser Frage wird im Folgenden 
dargelegt. 

3.1. Methodik

Die aussagepsychologische Begutachtung stellt 
einen hypothesengeleiteten Entscheidungspro-
zess zur Beantwortung der Frage dar, ob eine Aus-
sage anders als durch einen tatsächlichen Erleb-
nishintergrund zustande gekommen sein kann. 
Die Glaubhaftigkeitsbegutachtung wird dabei als 
hypothesengeleitete Prüfstrategie verstanden, de-
ren methodisches Vorgehen darin besteht, alter-
native Erklärungen für das Zustandekommen 
der Zeugenaussage zu prüfen. Dabei ist so lange 
von der Annahme auszugehen, dass die Aussagen 
nicht erlebnisfundiert sind (sogenannte Nullhy-
pothese), bis die Befund- und Anknüpfungstatsa-
chen nicht mehr mit dieser Hypothese vereinbar 
sind. Eine von Zeuginnen oder Zeugen begonne-
ne oder bereits absolvierte Psychotherapie kann 
eine Rolle spielen bei der Prüfung der Hypothesen 
zur Aussagetüchtigkeit und zur Glaubhaftigkeit. 
Dies wird im Weiteren genauer erläutert. Die Er-
gebnisse der Prüfung von Aussagetüchtigkeit und 
Glaubhaftigkeit werden schließlich in einem in-
tegrativen Prozess zusammengeführt. Bei der Be-
gutachtung ist auf die Bedürfnisse der Zeuginnen 
und Zeugen einzugehen; insbesondere ist bei Be-
fragungen eine ruhige Atmosphäre zu schaffen, 
und es sind ausreichend Zeit und Pausen einzu-
planen. Zudem werden Zeuginnen und Zeugen zu 
Beginn der Begutachtung über ihre Rechte und 
den Ablauf der Begutachtung informiert. 

3.2. Prüfung der Aussagetüchtigkeit

Zeuginnen und Zeugen müssen aussagetüchtig, 
also in der Lage sein, einen spezifischen Sach-
verhalt wahrzunehmen, zu speichern, abzurufen 
und wiederzugeben. Für die Beurteilung, ob eine 
Zeugin oder ein Zeuge aussagetüchtig ist, sind 
Hinweise auf psychopathologisch bedingte Be-
sonderheiten und Beeinträchtigungen zu be-
rücksichtigen, die sich in der Psychotherapie ins-
besondere in der klinischen Diagnostik ergeben. 

Kinder, die das vierte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, sind im Regel-
fall allenfalls eingeschränkt aussage-
tüchtig. Die Beurteilung der Qualität 
einer Aussage bemisst sich vor dem 
Hintergrund der individuellen Kom-
petenzen eines Kindes.93 Auch bei ge-
gebenen Einschränkungen kann eine 
Zeugenaussage verwertbar sein, sofern 
sich im Zuge des Qualitäts-Kompe-
tenz-Abgleichs eine Strukturgleichheit 
zwischen den individuellen Kompe-
tenzen einer kindlichen Zeugin oder 
eines kindlichen Zeugen und der je-
weiligen Qualität ihrer oder seiner 
vorwurfsbezogenen Aussagen zeigt. 

Zur Aussage- 
tüchtigkeit  
von Kindern
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3.3. Prüfung der Glaubhaftigkeit

Bei der Prüfung der Glaubhaftigkeit geht es im 
Wesentlichen darum zu prüfen, ob eine Zeugin 
oder ein Zeuge bewusst oder unbewusst eine 
nicht erlebnisbasierte Aussage tätigt. Dies wird 
der Annahme gegenübergestellt, dass die Angaben 
der Zeugin oder des Zeugen erlebnisbasiert sind.94

3.3.1. Nichtintentionale Hypothesen (suggerierte 
Aussagen)
Eine psychotherapeutische Behandlung der Zeu-
ginnen oder Zeugen vor oder während des Straf-
verfahrens ist vor allem in den Fällen relevant, in 
denen geprüft wird, ob auto- und/oder fremd-
suggestive Einflüsse (> Definition) aufgetreten 
sein könnten. Dazu wird die Aussagegenese er-
hoben und vor dem Hintergrund eines etwai-
gen suggestiven Potentials bewertet. Bei der Ein-
schätzung des suggestiven Potentials werden 
persönliche Voraussetzungen der Zeuginnen 

und Zeugen wie beispielsweise eine Prädispo-
sition der Zeuginnen und Zeugen (passive Sug-
gestion), suggestive Einflüsse (aktive Suggestion, 
beispielsweise durch den Fragestil oder thera-
peutische Methoden) und Vorannahmen der Ge-
sprächspartnerinnen und Gesprächspartner (sog. 
interviewer bias) berücksichtigt (> Abschnitt I.4.). 

Zur Abklärung von fremd- und/oder autosug-
gestiven Prozessen bei Jugendlichen oder Er-
wachsenen ist insbesondere festzustellen, ob eine 
diskontinuierliche Erinnerung vorliegt, ob eine 
spezifische Erwartungshaltung bestand wie bei-
spielsweise die Vermutung, dass traumatische 
Erfahrungen, die aktuell nicht erinnert werden, 
geschehen sein müssen, und ob aktiv nach ver-
muteten traumatischen Erfahrungen gesucht 
wurde. Im Hinblick auf psychotherapeutische 
Interventionen sind darüber hinaus deren mög-
liche unterschiedliche Auswirkungen auf Ge-
dächtnisinhalte zu prüfen (> Abschnitt I.3.). 

Suggerierte Aussagen variieren im Verlauf der 
Zeit stärker als erlebnisbasierte Aussagen. Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass Scheinerinnerun-
gen erst in zeitlichem Abstand zu den fraglichen 
Ereignissen aufkommen, zuvor möglicherwei-
se sogar negiert wurden und sich ab dem Ent-
stehungszeitpunkt fortlaufend ausweiten oder 
verändern können. Daher ist die Konstanz der 
Angaben in ihrem Verlauf im Hinblick auf Aus-
sageveränderungen zu analysieren und zu be-
urteilen. 

Eine differenzierte merkmalsorientierte In-
haltsanalyse (> Glossar) – wie sie bei der Über-
prüfung von bewussten Falschaussagen Gegen-
stand der Glaubhaftigkeitsbegutachtung ist – ist 
im Fall von relevanten fremd- und/oder autosug-
gestiven Einflüssen in der Aussagegenese nicht 
angezeigt,95 da Unterschiede in der Aussage-
qualität zwischen erlebnisbasierten und sugge-
rierten Darstellungen nicht empirisch nachge-

Bei der Prüfung fremdsuggestiver 
Einflüsse bei Kindern ist insbeson-
dere zu klären, ob erstens bereits vor 
der ersten Aussage die Annahme be-
stand oder sich Anhaltspunkte erge-
ben haben, dass sich der zu erfragende 
Sachverhalt zugetragen haben könn-
te, zweitens was konkret das Kind in 
ersten Gesprächsangeboten von sich 
aus und selbst äußerte und drittens ob 
sich der weitere Prozess ergebnisoffen 
gestaltete.

Zur Prüfung  
fremdsuggestiver  
Einflüsse bei Kindern
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wiesen wurden. Denn in diesen Fällen geht die 
aussagende Person selbst von erlebnisbasierten 
Aussagen aus. Gegebenenfalls kann aber die Be-
urteilung von Inhalten bzw. von Inhalten etwai-
ger Aussageveränderungen und die Beurteilung 
von Art und Umfang der Detaillierung der An-
gaben ein (weiterer) Aspekt bei der Einschätzung 
der Auswirkungen eines suggestiven Potentials 
in den Angaben darstellen. 

3.3.2. Intentionale Hypothesen (erfundene  
Aussagen)
Um die Hypothese zu prüfen, ob die Zeugin oder 
der Zeuge eine Aussage erfunden hat, kann die 
Durchführung einer Psychotherapie und ihrer 
Diagnostik eine Rolle spielen für die Einschät-
zung der Kompetenz der Zeuginnen oder Zeu-
gen (v. a. individuelle Fähigkeiten, tatsächliche 
Erlebnisse wiederzugeben bzw. nicht erlebnisba-
sierte Aussagen zu erfinden und zu kommunizie-
ren). Zudem können Informationen aus der Psy-
chotherapie relevante Aspekte zum Erleben und 
Verhalten der Zeuginnen oder Zeugen beisteuern. 
Es sollte auch bedacht werden, dass bewusste und 
unbewusste Aussageverfälschungen gemeinsam 
auftreten können. Zur Überprüfung der intentio-
nalen Hypothese wird die differenzierte merk-
malsorientierte Inhaltsanalyse durchgeführt. 
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1. Grundsätzliches 

Zeuginnen und Zeugen sind nicht frei in ihrer 
Entscheidung, im Strafverfahren auszusagen. 
Sofern nicht im Einzelfall ein Zeugnisverweige-
rungsrecht (> Glossar) greift – insbesondere bei 
Vorwürfen gegen eine nahe Angehörige oder 
einen nahen Angehörigen oder bei der Aussage 
durch Berufsgeheimnistragende (§§ 52, 53 StPO) 
– haben sie die Pflicht, vor Gericht (§ 48 Absatz 

1 StPO) und bei der Staatsanwaltschaft (§ 161a 
Absatz 1 StPO) zu erscheinen und auszusagen. 
Gleiches gilt bei der Polizei, sofern die Ladung 
durch Ermittlungspersonen der Staatsanwalt-
schaft und auf deren Auftrag hin erfolgt (§ 163 
Absatz 3 StPO). 

Bei Ausübung dieser Zeugenpflicht kommen 
dem Staat jedoch Schutzpflichten gegenüber 
den Betroffenen zu. Während potentiell Verletz-

III.  
Möglichkeiten 
der Unter- 
stützung bei 
Ausübung der 
Zeugenpflicht

Abschließend soll ein kurzer Überblick darüber gegeben werden, welche Maßnahmen 
die beruflichen Akteurinnen und Akteure ergreifen können, um Zeuginnen und Zeu-
gen dabei zu unterstützen, ihren gesetzlich vorgegebenen Pflichten im Strafverfahren 
nachzukommen. Die von der in diesem Leitfaden beschriebenen Thematik betroffe-
nen Zeuginnen und Zeugen sind häufig besonders vulnerabel. Ein professioneller und 
gleichzeitig empathischer Umgang mit den Betroffenen ist daher von großer Bedeu-
tung. Erforderlich hierfür ist vor allem auch die Kenntnis und Weitervermittlung der 
Rechte von Zeuginnen und Zeugen, um diesen eigenverantwortliche Entscheidungen 
zu ermöglichen. Dies gilt in besonderem Maße für Fälle, in denen sich die Spannung 
zwischen Therapie und Glaubhaftigkeit nicht vollständig auflösen lässt.
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ten (> Glossar) einer Straftat nach herkömmli-
chem Verständnis ausschließlich eine Rolle als 
Zeugin oder Zeuge und damit als Gegenstand 
der Beweisaufnahme zukam, hat sich, beginnend 
mit dem 1. Opferrechtsreformgesetz von 1986, 
die Auffassung durchgesetzt, dass insbesonde-
re verletzte Zeuginnen und Zeugen selbst Ver-
fahrenssubjekte sind, deren Rechte ungeachtet 
ihrer prozessualen Funktion als Beweismittel in-
dividuell schützenswert sind. Da Zeuginnen und 
Zeugen mit ihrer Aussage eine staatsbürgerliche 
Pflicht erfüllen, haben sie im Gegenzug auch ei-
nen Anspruch darauf, in ihrem eigenen Persön-
lichkeitsrecht geschützt zu werden.96

Entsprechend dieser gewandelten Vorstellungen 
wurden im Umgang mit Verletzten von Straf-
taten in den vergangenen Jahren europaweit 
einheitliche Standards etabliert.97 Verletzte von 
Straftaten sollen vor sekundärer und wieder-
holter Viktimisierung geschützt werden und die 
nötige Unterstützung zur Bewältigung der Tat-
folgen erhalten. Vor allem das Gericht hat ver-
letzten Zeuginnen und Zeugen gegenüber eine 
besondere Fürsorgepflicht. Auch die Staatsan-
waltschaft und deren Ermittlungspersonen müs-
sen Belastungen von Verletzten möglichst gering 
halten und dafür Sorge tragen, dass deren Belan-
ge berücksichtigt werden (§ 48a Absatz 1 StPO, 
Nummern 4c, 220 ff. RiStBV).

Auch für Zeuginnen und Zeugen ist dabei das 
– eigentlich zum Schutz der Beschuldigten ge-
dachte – Gebot der beschleunigten Durchfüh-
rung von Strafverfahren von großer Bedeutung, 
insbesondere wenn diese verletzt sind und eine 
psychotherapeutische Behandlung in Anspruch 
nehmen möchten. Bei Taten zum Nachteil von 
minderjährigen Verletzten sieht § 48a Absatz 2 
StPO ein besonderes Beschleunigungsgebot vor. 
Ist eine therapeutische Behandlung medizinisch 
indiziert, sollte mit dieser Behandlung wieder-
um aus Sicht des Gesundheitsschutzes möglichst 

schnell begonnen werden, um eine mögliche 
Chronifizierung der Beschwerden zu verhindern. 
Zudem haben durch eine Gewalttat Geschädig-
te, ihre Angehörigen und Nahestehenden sowie 
Hinterbliebene von Getöteten (§ 2 SGB XIV) ei-
nen Anspruch auf eine psychotherapeutische In-
tervention in einer Traumaambulanz nach SGB 
XIV (> Glossar) innerhalb von 12 Monaten nach 
der Tat bzw. nachdem sie von einer Tat Kenntnis 
erlangt haben (§§ 4, 6, 31, 32 SGB XIV). Dort, wo 
das Strafverfahren in der Praxis nicht schnell be-
trieben und abgeschlossen werden kann, kann 
daher ein Bedürfnis dafür entstehen, eine thera-
peutische Behandlung parallel zum Strafverfah-
ren durchzuführen.

Mit Blick auf die Wahrheitsfindung sollte im 
Kontext einer therapeutischen Behandlung 
schließlich bedacht werden: Wurde eine Zeugin 
oder ein Zeuge vor oder während des Strafver-
fahrens psychotherapeutisch behandelt, sollte 
jeweils sorgfältig geprüft werden, welche Aufklä-
rungsbemühungen aufgrund des Amtsermitt-
lungsgrundsatzes (§§ 155 Absatz 2, 160 Absatz 
2, 244 Absatz 2 StPO) tatsächlich gefordert sind. 
Wird die Aussage der Zeugin oder des Zeugen 
durch objektive Beweismittel bestätigt, kann eine 
Aufklärung der Einzelheiten der Therapie mög-
licherweise entbehrlich sein und dem berech-
tigten Interesse der oder des Verletzten an der 
Wahrung von Privat- und Intimsphäre Vorrang 
gebühren. 

2. Betroffenensensible Vernehmungen und  
Formulierungen

Eine Vernehmung kann mit einer hohen emo-
tionalen Belastung einhergehen, vor allem wenn 
Zeuginnen oder Zeugen bereits durch die Straf-
tat selbst psychisch belastet sind. Aussagebereit-
schaft und Aussagefähigkeit der Betroffenen 
können hierdurch eingeschränkt werden. Ein 
Vernehmungssetting, das auf die Belange der 
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verletzten Zeuginnen und Zeugen eingeht und 
in dem sie sich sicher fühlen, kann dazu beitra-
gen, Ängsten zu begegnen, wie etwa der Angst 
vor Vorurteilen oder Stigmatisierung durch die 
Vernehmungsperson. Einfühlungsvermögen 
und Rücksicht sind daher von großer Bedeutung 
(Nummern 19a, 220 ff. RiStBV), ebenso wie die 
Vermeidung von Schuldzuweisungen seitens der 
Vernehmungsperson. Entsprechend sollten Ver-
nehmungspersonen ausreichend geschult wer-
den98, um Vernehmungen betroffenensensibel 
durchführen und Vorurteile und stereotypische 
Vorstellungen – wie etwa sogenannte Vergewal-
tigungsmythen99 – erkennen und vermeiden zu 
können. Vernehmende sollten sich bewusst ma-
chen, dass es weder „typische“ Opfer gibt, noch 
ein „typisches“ Opferverhalten. Für eine unvor-
eingenommene Bewertung des Einzelfalls ist es 
unabdingbar, eigene stereotype Vorstellungen 
zu hinterfragen und zu reflektieren.

Gemäß § 48a Absatz 1 StPO sind Verletzte 
stets unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Schutzbedürftigkeit zu vernehmen. Hinsichtlich 
des Fragerechts der Prozessbeteiligten ist immer 
zu prüfen, inwieweit auf nicht unerlässliche Fra-
gen zum persönlichen Lebensbereich nach § 68a 

Absatz 1 StPO, Nummer 19a Absatz 4 RiStBV ver-
zichtet werden kann.

Im Rahmen eines Strafverfahrens erhalten Ver-
letzte sowie Zeuginnen und Zeugen verschiede-
ne behördliche Schreiben wie etwa Vorladungen, 
Einstellungsbescheide und Urteile. Die darin ver-
wendeten Formulierungen können bei den emp-
fangenden Personen bisweilen Verunsicherung 
oder Irritationen auslösen, die mit zusätzlichen 
emotionalen Belastungen einhergehen und sich 
somit negativ auf Aussagebereitschaft und Aus-
sagefähigkeit sowie auf die Verarbeitung des Er-
lebten auswirken können. Soweit dies möglich ist, 
sollte darauf geachtet werden, dass Verletzte durch 
Formulierungen nicht erneut belastet werden oder 
Schuldzuweisungen erfahren. Dasselbe gilt für 
Formulierungen, die im Rahmen einer Verneh-
mung gewählt werden. Bei Bedarf kann es sinn-
voll sein, juristische Begriffe und Formulierun-
gen aus dem Gesetzeswortlaut, die als verletzend 
empfunden werden könnten, zu erklären und zu 
kontextualisieren (z. B „minder schwerer Fall“). 
Gleiches gilt für Belehrungen (§ 57 StPO), die als 
Misstrauen empfunden werden können. Auch hier 
können Erläuterungen durch die Vernehmungs-
person hilfreich sein. Um eine verletzende Wir-
kung von vornherein zu vermeiden, sollten diese 
der Belehrung möglichst vorangestellt werden.

Besonderes Fachwissen erfordert auch die Be-
fragung von psychisch belasteten Zeuginnen 
und Zeugen mit Behinderungen oder intellek-
tuellen Entwicklungsstörungen. Behinderten 
Menschen ist im Strafverfahren mit besonderer 
Rücksichtnahme auf ihre Belange zu begegnen 
(Nummer 21 RiStBV). Dies kann etwa beinhalten, 
dass die Vernehmungsdauer auf die spezifischen 
Bedürfnisse und Fähigkeiten dieser Zeuginnen 
und Zeugen abgestimmt sein muss, dass Pausen 
eingeplant und Sprachmittlerinnen oder Sprach-
mittler sowie Vertrauenspersonen (> Abschnitt 
III.4.) hinzugezogen werden.101

Für die polizeiliche Tätigkeit wird beispiel-
haft verwiesen auf den für die Polizei NRW 
geltenden Erlass (SMBl. NRW.) mit Stand 
vom 15. Mai 2024: „Bearbeitung von Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
RdErl. d. Innenministeriums v. 3.2.2004“, ab-
rufbar unter: https://recht.nrw.de/lmi/owa/
br_bes_text?anw_nr=1&bes_id=3264&aufge-
hoben=N

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&bes_id=3264&aufgehoben=N
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&bes_id=3264&aufgehoben=N
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=1&bes_id=3264&aufgehoben=N
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3. Zeuginnen und Zeugen gut informieren  
und beraten

Informationen über das Strafverfahren stärken 
das Sicherheits- und Kontrollgefühl von Zeugin-
nen und Zeugen und fördern ihre Kooperations- 
und Aussagebereitschaft. Die Strafprozessordnung 
sieht eine Vielzahl von Unterrichtungs- und In-
formationspflichten gegenüber Verletzten über 
ihre Rechte und Befugnisse innerhalb und außer-
halb des Strafverfahrens vor (§§ 406i und 406j 
StPO), etwa über die Möglichkeiten eines An-
schlusses als Nebenklägerin oder Nebenkläger 
(> Glossar), über einen möglichen Anspruch auf 
kostenfreie Beiordnung eines anwaltlichen Bei-
stands, die Bewilligung von Prozesskostenhilfe 
oder die Möglichkeit einer Unterstützung durch 

psychosoziale Prozessbegleitung (> Abschnitt III.4.) 
oder eine Opferhilfeeinrichtung, einschließlich 
der Vermittlung von therapeutischen Angeboten 
(§ 406j Nummer 5 StPO). Diese Informationen sol-
len möglichst frühzeitig erfolgen, also in der Re-
gel durch die Polizei bei erstem Kontakt mit den 
Verletzten, etwa bei der Erstattung der Strafanzei-
ge oder bei der ersten Vernehmung zur Sache. Im 
weiteren Ermittlungsverfahren sind auch Staats-
anwaltschaft (Nummer 174a RiStBV) und Gericht 
für die Informationsvermittlung zuständig. 

Im Zusammenhang mit einer Psychotherapie ist es 
wichtig, dass insbesondere verletzte Zeuginnen und 
Zeugen frühzeitig über die Bedeutung einer thera-
peutischen Behandlung im Strafverfahren infor-
miert werden. Diese Informationen können ihnen 

Kinder und Jugendliche, die Opfer einer 
Straftat geworden sein könnten, sind be-
sonders schutzbedürftig. Minderjährige 
Zeuginnen und Zeugen empfinden häufig 
große Angst sowie Scham- und Schuldge-
fühle und es fällt ihnen schwer, über das 
Tatgeschehen zu sprechen. Oft ist es Teil 
der Täterstrategie, Kindern eine Mitver-
antwortung für die Tat einzureden. Mit-
unter haben Kinder auch nicht gelernt, 
über Sexualität zu sprechen. Es besteht die 
Gefahr, dass ohne notwendige Sensibilität 
vorgenommene Ermittlungen die durch 
das Tatgeschehen verursachte psychischen 
Verletzungen verstärken und das Aussage-
verhalten beeinträchtigen. Der Nationale 
Rat gegen sexuelle Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen100 hat umfangreiche Emp-
fehlungen entwickelt für den Umgang mit 

kindlichen verletzten Zeuginnen und Zeu-
gen im Strafverfahren. Diese sind abrufbar 
unter: https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/
publikationen/praxisleitfaden-zur-anwen-
dung-kindgerechter-kriterien-fuer-das-straf-
verfahren-193090 
Weitere Hinweise finden sich zudem in der 
durch das Deutsche Kinderhilfswerk mit 
Unterstützung durch das Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) entwickelten „Handrei-
chung für Richter*innen – Arbeitshilfe zur 
Ausgestaltung einer kindgerechten Justiz 
im Familiengerichts- und Strafverfahren. 
Diese ist abrufbar unter: https://www.dkhw.
de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_
Schwerpunkte/2_Kinderrechte/2.19_Kind-
gerechte_Justiz/DKHW_Handreichung_fuer_
RichterInnen_050422_final.pdf

Betroffenensensible Vernehmung  
bei Kindern und Jugendlichen

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/praxisleitfaden-zur-anwendung-kindgerechter-kriterien-fuer-das-strafverfahren-193090
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/praxisleitfaden-zur-anwendung-kindgerechter-kriterien-fuer-das-strafverfahren-193090
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/praxisleitfaden-zur-anwendung-kindgerechter-kriterien-fuer-das-strafverfahren-193090
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/praxisleitfaden-zur-anwendung-kindgerechter-kriterien-fuer-das-strafverfahren-193090
https://www.dkhw.de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_Schwerpunkte/2_Kinderrechte/2.19_Kindgerechte_Justiz/DKHW_Handreichung_fuer_RichterInnen_050422_final.pdf
https://www.dkhw.de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_Schwerpunkte/2_Kinderrechte/2.19_Kindgerechte_Justiz/DKHW_Handreichung_fuer_RichterInnen_050422_final.pdf
https://www.dkhw.de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_Schwerpunkte/2_Kinderrechte/2.19_Kindgerechte_Justiz/DKHW_Handreichung_fuer_RichterInnen_050422_final.pdf
https://www.dkhw.de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_Schwerpunkte/2_Kinderrechte/2.19_Kindgerechte_Justiz/DKHW_Handreichung_fuer_RichterInnen_050422_final.pdf
https://www.dkhw.de/fileadmin/Redaktion/1_Unsere_Arbeit/1_Schwerpunkte/2_Kinderrechte/2.19_Kindgerechte_Justiz/DKHW_Handreichung_fuer_RichterInnen_050422_final.pdf


38

selbst bereits im Rahmen der Psychotherapie über 
ausreichende Kenntnisse verfügen, um entspre-
chende Fragen beantworten zu können. Folgende 
Informationen sind für die betroffenen Zeuginnen 
und Zeugen von besonderer Bedeutung:

•	Zunächst sollte die Zeugin oder der Zeuge hin-
sichtlich der Frage, ob eine Therapie begonnen 
oder weitergeführt werden soll, darauf hinge-
wiesen werden, dass es keine gesetzliche Rege-
lung zur Inanspruchnahme einer Psychothera-
pie vor Beendigung des Strafverfahrens gibt.

•	Vor allem in den besonders problematischen 
Konstellationen (> Abschnitt II.1.2.) sollte von 
Beginn an offen kommuniziert werden,  
dass Zweifel an der Erlebnisbasiertheit der Aus-
sage dazu führen können, dass es nicht zu einer 
Verurteilung kommt, dies aber nicht gleichbe-
deutend mit dem Vorwurf einer Lüge ist. 

•	Vor Beginn einer Therapie sollten Verletzte da-
rüber aufgeklärt werden, dass eine Therapie 
Einfluss haben kann auf die Bewertung der 
Glaubhaftigkeit ihrer Aussage und dass eine 
vorherige ausführliche und sorgfältig doku-
mentierte Aussage im Ermittlungsverfahren 
hilfreich ist (> Abschnitt II.2.1.). 

•	Insbesondere wenn Verletzte vor einer Anzei-
generstattung bereits therapeutische Hilfe in 
Anspruch genommen haben oder sich erst im 
Laufe einer Psychotherapie entscheiden, An-
zeige zu erstatten, sollten sie darüber informiert 
werden, dass die Inhalte der therapeutischen 
Maßnahmen Teil von Vernehmungen oder 
einer Glaubhaftigkeitsbegutachtung (> Ab-
schnitt II.3.) werden können. 

•	Zudem sollte darauf hingewiesen werden, dass 
auch die Offenlegung einer Dokumentation 
der Therapie durch die Psychotherapeutin oder 
den Psychotherapeuten erforderlich sein kann, 

am besten durch ihre Nebenklagevertretung ver-
mittelt werden. Hilfreich kann es sein, wenn auch 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 

Das Bundesministerium der Justiz hat eine 
Opferfibel erstellt, die Betroffenen aus-
gehändigt werden kann, ebenso wie ein – 
kürzeres – Opferhilfemerkblatt, das in ver-
schiedenen Sprachen zur Verfügung steht:

Die Opferfibel ist abrufbar unter: https://
www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/
DE/Broschueren/Opferfibel.pdf?__blob=pu-
blicationFile&v=14

Das Opfermerkblatt ist abrufbar unter: 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikati-
onen/DE/Broschueren/Merkblatt_fuer_Op-
fer_einer_Straftat.pdf?__blob=publication-
File&v=15

Ferner hat das Bundesministerium der Jus-
tiz eine Informationsplattform für Opfer 
von Straftaten, deren Angehörige sowie 
Zeuginnen und Zeugen erstellt, auf der wei-
terführende Hinweise zum Strafverfahren 
enthalten sind und über einen Beratungs-
stellenfinder auch Opferhilfeeinrichtungen 
gefunden werden können: www.hilfe-info.de

Vor allem im unmittelbaren Anschluss an 
eine Straftat haben verletzte Zeuginnen und 
Zeugen möglicherweise Schwierigkeiten, sich 
auf lange Textdokumente zu konzentrieren. 
Soweit dies in der Praxis möglich ist, kann es 
hilfreich sein, wenn Zeuginnen und Zeugen 
das Informationsmaterial bzw. im Einzelfall 
besonders relevante Aspekte bei Übergabe 
kurz erläutert werden. So können auch Fra-
gen direkt gestellt und beantwortet werden. 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Opferfibel.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Opferfibel.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Opferfibel.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Opferfibel.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Merkblatt_fuer_Opfer_einer_Straftat.pdf?__blob=publicationFile&v=15
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Merkblatt_fuer_Opfer_einer_Straftat.pdf?__blob=publicationFile&v=15
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Merkblatt_fuer_Opfer_einer_Straftat.pdf?__blob=publicationFile&v=15
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Merkblatt_fuer_Opfer_einer_Straftat.pdf?__blob=publicationFile&v=15
https://www.hilfe-info.de/Webs/hilfeinfo/DE/Home/home_node.html
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damit Therapieinhalte und -verlauf nachvollzo-
gen werden können (> Abschnitt II.2.2.).

•	Es sollte erklärt werden, dass auch die Psycho-
therapeutin oder der Psychotherapeut als Zeu-
gin oder Zeuge geladen werden kann (> Ab-
schnitt II.2.3.) und dann die Notwendigkeit einer 
Entbindung von der Schweigepflicht besteht. 
Verletzte sollten wissen, dass eine Entbindung 
von der Schweigepflicht freiwillig ist, jedoch, 
wenn sie nicht gegeben wird, der Sachverhalt 
möglicherweise nicht ausreichend aufgeklärt 
werden kann, um eine Anklage und gegebenen-
falls eine spätere Verurteilung darauf zu stützen.

Kommt es zu einer aussagepsychologischen Be-
gutachtung (> Abschnitt II.3.), informiert die oder 
der Sachverständige vorab über Ablauf der Begut-
achtung und Rechte der Zeuginnen und Zeugen. 
Bereits in dem an diese gerichteten Anschreiben 
wird in der Regel darauf hingewiesen, dass eine 
Mitwirkung freiwillig ist. Da aussagepsychologi-
sche Begutachtungen jedoch Sorgen und Ängste 
hervorrufen können, kann es hilfreich sein, wenn 
insbesondere die Nebenklagevertretung noch 
vor Beginn der Begutachtung zusätzlich die fol-
genden Informationen vermittelt: 

•	Verletzte sollten wissen, dass neben der erneuten 
Schilderung der Tat auch die Inhalte einer The-
rapie Gegenstand der Begutachtung sein können.

•	Sie sollten darüber aufgeklärt werden, dass die 
Mitwirkung an der Begutachtung freiwillig ist, 
andererseits jedoch ohne Teilnahme an der Be-
gutachtung möglicherweise die Glaubhaftigkeit 
der Aussage – und damit eventuell der Sach-
verhalt insgesamt – nicht ausreichend geklärt 
werden können, um eine Anklage und gege-
benenfalls eine spätere Verurteilung darauf zu 
stützen und dass möglicherweise die oder der 
Sachverständige in die Hauptverhandlung ge-
laden wird und ihr oder sein Gutachten auf Ba-

sis der Aktenkenntnis und der Beweiserhebung 
in der Hauptverhandlung erstellt.

•	Dauer und Methoden der Begutachtung kön-
nen am besten durch die Sachverständige oder 
den Sachverständigen selbst erläutert werden. 
Wichtig ist jedoch bereits vorab die Erklärung, 
dass das Vorgehen in einer Begutachtung kein 
Misstrauen gegenüber der Zeugin oder dem 
Zeugen bedeutet, sondern in diesen Verfah-
ren üblich ist und von der individuellen Zeugin 
oder dem individuellen Zeugen unabhängigen 
Standards entspricht. 

•	Es sollte zudem darauf hingewiesen werden, 
dass insbesondere verletzte Zeuginnen und 
Zeugen sich zur Begutachtung durch eine sie 
unterstützende Person begleiten lassen kön-
nen (etwa durch eine Vertrauensperson nach 
§ 406f Absatz 2 StPO (> Abschnitt III.4.)) – auch 
wenn diese in der Regel während der Begutach-
tung selbst den Raum verlassen muss. Zeugin-
nen und Zeugen haben zudem stets das Recht, 
die Begutachtung zu unterbrechen.

4. Unterstützung durch Beistand und  
Begleitung 

Zeuginnen und Zeugen sowie Verletzte haben die 
Möglichkeit, in jeder Phase des Strafverfahrens 
auf eigene Kosten einen anwaltlichen Beistand 
in Anspruch zu nehmen. Im Ausnahmefall kann 
bei besonderen Umständen für die Dauer der Ver-
nehmung für Zeuginnen und Zeugen kostenfrei 
ein anwaltlicher Beistand (sogenannter „Zeugen-
beistand“) beigeordnet werden (§ 68b Absatz 2 
StPO), dies beispielsweise auch dann, wenn Zeu-
ginnen oder Zeugen psychisch oder kognitiv be-
einträchtigt sind. Sind Zeuginnen und Zeugen als 
Verletzte von bestimmten Straftaten zur Neben-
klage berechtigt (§ 395 StPO) und liegt eine Kata-
logtat des § 397a StPO vor, können sie unabhängig 
von ihren wirtschaftlichen Voraussetzungen die 
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für sie kostenfreie Beiordnung eines anwaltlichen 
Beistands (sogenannter „Opferanwalt“) beantra-
gen, dies auch schon vor Anklageerhebung (§ 406h 
StPO). Möglich ist dies unter anderem bei Ver-
brechen gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
(§ 397a Absatz 1 Nummer 1 StPO). § 397a Absatz 2 
StPO ermöglicht schließlich die Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe für die Hinzuziehung eines 
anwaltlichen Beistands auch außerhalb des Kata-
logs des Absatzes 1, wenn Nebenklägerinnen oder 
Nebenkläger die Kosten für einen Rechtsbeistand 
finanziell nicht aufbringen, ihre Interessen aber 
auch nicht selbst ausreichend wahrnehmen kön-
nen oder ihnen dies nicht zuzumuten ist. 

Nach § 406f Absatz 2 StPO können sich Verletz-
te bei Vernehmungen zudem von einer Person 
ihres Vertrauens begleiten lassen. Die Wahl der 
Vertrauensperson liegt bei den Verletzten selbst. 
Einer Vertrauensperson nach § 406f Absatz 2 
StPO ist die Anwesenheit bei der Vernehmung zu 
gestatten, wenn der Untersuchungszweck nicht 
gefährdet wird (Nummer 19a Absatz 1 RiStBV). In 
der Praxis werden Verletzte häufig von Mitarbei-
tenden von Opferhilfsorganisationen begleitet. 

Insbesondere für psychisch belastete Zeuginnen 
oder Zeugen, die zugleich Verletzte schwerer Straf-
taten sind, kann es schließlich besonders hilfreich 
sein, wenn sie Unterstützung durch eine psycho-
soziale Prozessbegleitung erhalten (§ 406g StPO). 
Psychosoziale Prozessbegleitung ist eine besonde-
re Form der nicht rechtlichen Begleitung im Straf-
verfahren für besonders schutzbedürftige Verletz-
te vor, während und nach der Hauptverhandlung. 
Sie umfasst die Informationsvermittlung sowie 
die qualifizierte Betreuung und Unterstützung im 
gesamten Strafverfahren. Die psychosozialen Pro-
zessbegleitenden sind speziell ausgebildete Fach-
kräfte aus dem Feld der sozialen Arbeit, die einer 
besonderen Qualifikation für die psychosoziale 
Prozessbegleitung bedürfen (§ 3 PsychPbG). Psy-
chosoziale Prozessbegleitung ist geprägt von Neu-

tralität gegenüber dem Strafverfahren und der 
Trennung von Beratung und Begleitung. Sie um-
fasst weder die rechtliche Beratung noch die Auf-
klärung des Sachverhalts und darf nicht zu einer 
Beeinflussung der Zeugin oder des Zeugen oder 
einer Beeinträchtigung der Aussage führen (§ 2 
Absatz 2 PsychPbG). Die Prozessbegleitung führt 
keine psychotherapeutischen Interventionen 
durch, sondern trägt lediglich zur akuten Stabili-
sierung der Zeuginnen oder Zeugen bei.

Weitere Informationen zur Psychosozia-
len Prozessbegleitung finden sich in einer 
durch das Bundesministerium der Justiz 
veröffentlichten Broschüre. Diese ist abruf-
bar unter: https://www.bmj.de/SharedDocs/
Publikationen/DE/Broschueren/Psychosozi-
ale_Prozessbegleitung.html?nn=17898

Weiterführende Literatur 

Heger, Martin, Die Rolle des Opfers im 
Strafverfahren, JA 2007, 244

Herrmann, Joachim, Die Entwicklung des 
Opferschutzes im deutschen Strafrecht und 
Strafprozessrecht – Eine unendliche Ge-
schichte, ZIS 2010, 236

Wenske, Marc, Der Psychosoziale Prozess-
begleiter (§ 406g StPO) – ein Prozessgehilfe 
sui generis, JR 2017, 457
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Affektive Störungen: Bei affektiven Störun-
gen handelt es sich um eine Gruppe von psychi-
schen Störungen mit einer abnormen Verände-
rung der Stimmung als zentrales Element wie 
bspw. bei einer Depression oder Manie. Häufig 
treten auch Veränderungen in Bezug auf das Ak-
tivitätsniveau und die Motivation auf. 

Angststörungen: Es handelt sich um eine Grup-
pe von Störungen, bei denen Ängste ohne reale 
Gefahr oder unangemessen stark bei nur gering-
fügiger Bedrohung auftreten. Kennzeichnend 
sind eine hohe Intensität der Angst, deren situa-
tive Unangemessenheit und daraus resultierende 
Beeinträchtigungen im Alltag. 

Childhood-Haus: Ambulante Einrichtung, in der 
Kinder nach mutmaßlichen Gewalterfahrungen 
alle üblichen Kontakte und Hilfen von psychoso-
zialer, medizinischer und psychotherapeutischer 
Versorgung bis hin zur Vernehmung im Rahmen 
der Ermittlungen unter einem Dach wahrneh-
men können. 

Depression: Eine affektive Störung, die häufig 
durch Niedergeschlagenheit, Interessen- oder 
Freudeverlust und Antriebslosigkeit charakteri-
siert ist. Weitere typische Symptome sind u. a. ein 
Verlust von Selbstvertrauen und Selbstwertge-
fühl, unbegründete Selbstvorwürfe und Schuld-
gefühle, suizidale Gedanken oder Handlungen 
sowie Veränderungen des Schlafs und des Appe-
tits. Eine Depression kann unterschiedlich aus-
geprägt sein (leicht, mittel, schwer) und einmalig 
oder wiederholt auftreten. 

DSM-5: Das Klassifikationssystem psychischer 
Störungen der American Psychiatric Association 
(APA). 

EMDR: Desensibilisierung und Verarbeitung 
durch Augenbewegung (Eye Movement Desensi-
tization and Reprocessing).

Exposition, imaginative: Bei der imaginativen 
Exposition wird die Traumaerinnerung durch die 
Patientinnen und Patienten möglichst lebhaft 
und mit sensorischen Details imaginativ wieder-
erlebt und dabei verbal im Präsens und in Ich-
Form wiedergegeben.102

Exposition, in vivo: Bei der Exposition in vivo 
führen die Patientinnen und Patienten Aktivitä-
ten durch oder suchen Situationen, Objekte, Orte 
oder Personen in der Realität auf, die mit dem 
traumatischen Ereignis verknüpft sind, angstaus-
lösend sind und von der Patientin oder dem Pa-
tienten meist vermieden werden.

Exposition, narrative: Bei der narrativen  
Exposition erstellen die Patientinnen und Pati-
enten im Gespräch einen Bericht über ihr Leben 
einschließlich der traumatischen Ereignisse  
(sog. Lebenslinie).

Flashbacks: Flashbacks, auch als Nachhallerleb-
nisse bezeichnet, sind plötzlich und unwillkürlich 
eintretende Erinnerungen, die als lebendig erlebt 
werden. Flashbacks sind meist kurz, vermitteln 
jedoch das Gefühl, das traumatische Ereignis er-
neut zu durchleben. 

IV.	 Glossar
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Gewaltschutzambulanz: Spezialisierte medizi-
nische und forensische Einrichtung, die sich auf 
die Versorgung und Unterstützung von Opfern 
von Gewalt konzentriert. Gewaltschutzambulan-
zen bieten medizinische Versorgung, forensische 
Dokumentation und Beratungsleistungen an und 
arbeiten oft eng mit Polizei, Justiz, Frauenhäusern 
und anderen Hilfsorganisationen zusammen.

Hier-und-Jetzt-Qualität: Erinnerungen und da-
mit verbundene Gefühle werden als intensiv und 
real erlebt, als würde das traumatische Ereignis 
erneut durchlebt (> Flashbacks). 

Hypervigilanz: Hypervigilanz, die auch als über-
mäßige Wachsamkeit bezeichnet wird, ist ge-
kennzeichnet durch ein ständiges Gefühl, be-
droht zu sein und nicht trauen zu können. 

ICD-11: Das Klassifikationssystem psychischer 
Störungen der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO), das die Grundlage bei der Verschlüsselung 
von Diagnosen in der ambulanten sowie stationä-
ren Versorgung in Deutschland bildet. Die ICD-11 
befindet sich derzeit in der Übersetzung und wird 
in den nächsten Jahren in Kraft treten. 

Imagery Rescripting: Beim Imagery Rescripting 
wird der Ereignisverlauf in der Vorstellung so 
verändert, dass die Täterin oder der Täter imagi-
nativ entmachtet wird und die eigenen Bedürf-
nisse der Patientinnen und Patienten (z. B. nach 
Sicherheit) imaginativ erfüllt werden.

Imaginationen: Sich etwas (bildlich) vergegen-
wärtigen, ggf. aus verschiedenen Perspektiven. 

Inhaltsanalyse, differenzierte merkmalsorien-
tierte: Methode zur Feststellung der aussage-
immanenten Qualität, die in der Regel bei der 
Glaubhaftigkeitsbegutachtung eingesetzt wird 
zur Überprüfung der Hypothese, dass eine Per-
son absichtlich die Unwahrheit sagt. 

Interventionen, traumafokussiert: Bei trauma-
fokussierten Interventionen liegt der Fokus auf 
der Verarbeitung der Erinnerung an das Trauma 
und/oder seiner Bedeutung. 

Interventionen, nicht-traumafokussiert: Bei 
nicht-traumafokussierten Interventionen wird 
nicht auf die Verarbeitung der Erinnerung an das 
Trauma bzw. seiner Bedeutung hingewirkt, son-
dern auf die Vermittlung von Fertigkeiten zur 
Regulation von Emotionen, zur Stressreduktion, 
zum Umgang mit PTBS-Symptomen oder zur 
Lösung aktueller Probleme.

Intrusionen: Intrusionen sind ungewollte Erin-
nerungen oder Bruchstücke davon, die spontan 
und wiederkehrend auftreten und als belastend 
empfunden werden. 

Kinderschutzambulanz: Spezialisierte medi-
zinische Einrichtung zur Abklärung von Kin-
deswohlgefährdung. Die Hauptaufgabe ist eine 
Einschätzung bei Kinder betreffenden Verdachts-
fällen von körperlicher und sexualisierter Gewalt 
und Vernachlässigung.

Kognitive Umstrukturierung: Unter kognitiver 
Umstrukturierung versteht man die Bearbeitung 
und daraus resultierende Veränderungen von 
(dysfunktionalen) Gedanken.

Mind-Control-Techniken: Unter Mind-Control-
Techniken werden Methoden der Manipulation, 
Konditionierung und Programmierung verstan-
den, mit denen angeblich Menschen nach Ge-
walterfahrungen durch die Täterinnen oder Täter 
so beeinflusst werden, dass sie sich nicht mehr 
an die Gewalterfahrung erinnern können. Bis-
lang gibt es keine valide wissenschaftliche oder 
kriminologische Evidenz für die Existenz solcher 
Mind-Control-Techniken. 

Nebenklage: Über die in den §§ 395 ff. der StPO 
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geregelte Nebenklage können sich Verletzte be-
stimmter, meist gegen höchstpersönliche Rechts-
güter gerichteter Straftaten am Strafverfahren 
gegen die Beschuldigte oder den Beschuldigten 
beteiligen und auf dieses Einfluss nehmen. Die 
Nebenklage gewährt hierzu eigene prozessuale 
Rechte, die über jene hinausgehen, die allen Ver-
letzten zustehen (etwa ein Recht zur Anwesenheit 
in der Hautverhandlung sowie Frage- und Beweis-
antragsrechte, vgl. § 397 StPO). Mit der Nebenkla-
ge soll vermieden werden, dass Verletzte nach re-
gelmäßig besonders belastenden Straftaten in der 
Hauptverhandlung auf die passive Funktion einer 
Zeugin oder eines Zeugen reduziert werden.

Opfer-Beratungsstellen: Opferhilfeeinrichtun-
gen, in denen Betroffene von Straftaten sowie 
Zeuginnen und Zeugen und Angehörige Bera-
tung und Unterstützung erhalten können. 

Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS): 
Psychische Störung, die das Erleben eines trau-
matischen Ereignisses voraussetzt. Sie ist nach 
ICD-11 gekennzeichnet durch (1) das ungewoll-
te Wiedererleben des oder der Ereignisse(s) in 
Form von Intrusionen, Flashbacks oder Alb-
träumen, das typischerweise begleitet wird von 
starken und überwältigenden Emotionen (insb. 
Angst und Entsetzen) und starken körperlichen 
Empfindungen, (2) Vermeidung von Gedanken 
und Erinnerungen an das Ereignis/die Ereignis-
se oder von Aktivitäten, Situationen oder Perso-
nen, die an das Ereignis bzw. die Ereignisse er-
innern und (3) anhaltende Wahrnehmung einer 
erhöhten aktuellen Bedrohung. Die Symptome 
halten mindestens mehrere Wochen lang an und 
verursachen deutliche Beeinträchtigungen in 
persönlichen, familiären, sozialen, schulischen, 
beruflichen oder anderen wichtigen Funktions-
bereichen.

Psychotherapie: Professionelle Behandlung psy-
chischer Störungen sowie psychisch bedingter 

körperlicher Störungen mit psychologischen 
oder psychotherapeutischen Mitteln. Es gibt ver-
schiedene Therapieschulen, die sich in den zu-
grundeliegenden Theorien und Methoden unter-
scheiden. Psychotherapie wird üblicherweise im 
Einzel- oder Gruppensetting durchgeführt. 

PTBS-Symptomatik: Symptome, die bei der 
Posttraumatischen Belastungsstörung auftre-
ten, bspw. ungewolltes Wiedererinnern, Vermei-
dungsverhalten oder anhaltende Wahrnehmung 
einer erhöhten aktuellen Bedrohung. 

Scheinerinnerung: Eine Scheinerinnerung, auch 
Pseudo-Erinnerung oder false memory genannt, 
ist eine vermeintliche, jedoch als tatsächlich er-
lebte Erinnerung an ein Ereignis, das objektiv 
nicht (in der vermeintlich erinnerten Form) statt-
gefunden hat. 

Schreckreaktion: Emotionale Reaktion auf  
eine tatsächliche oder vorgestellte plötzliche Be-
drohung. 

Schweigepflicht, gesetzliche: Rechtliche Ver-
pflichtung bestimmter Berufsgruppen, ihnen an-
vertraute Geheimnisse nicht unbefugt an Dritte 
weiterzugeben. Im deutschen Strafgesetzbuch 
ist die Verletzung der Schweigepflicht in § 203 
StGB als Verletzung von Privatgeheimnissen ge-
regelt. Sie dient dem Schutz des persönlichen 
Lebens- und Geheimnisbereichs einer Person, 
die sich bestimmten Berufsgruppen anvertraut. 
§ 203 Absatz 1 Nummer 2 StGB nennt als be-
troffene Berufsgruppe Berufspsychologinnen 
und Berufspsychologen mit staatlich anerkann-
ter wissenschaftlicher Abschlussprüfung. Die 
Schweigepflicht ist darüber hinaus auch in stan-
desrechtlichen Normen für bestimmte Berufs-
gruppen geregelt. Für Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten ergibt sich dies aus § 8 der 
Musterberufsordnung der Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten.
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SGB XIV: Das Vierzehnte Buch Sozialgesetzbuch 
ist schrittweise bis zum 1. Januar 2024 in Kraft 
getreten und regelt die Entschädigung von Op-
fern von Gewalttaten und Terroranschlägen. Ins-
besondere geregelt werden die Leistungen und 
Ansprüche von Personen, die durch eine solche 
Tat gesundheitliche Schäden erlitten haben. Das 
Gesetz dient dem Zweck, den Opfern finanzielle 
Unterstützung und umfassende Hilfe zu bieten, 
um die Folgen der erlittenen Schäden abzumil-
dern. Anspruchsberechtigt sein können auch An-
gehörige, Hinterbliebene und andere Personen, 
die den Geschädigten nahestehen oder nahe-
standen (§ 2 Absatz 1 und 2 SGB XIV). Mit dem 
SGB XIV wurde unter anderem das Opferent-
schädigungsgesetz (OEG) aufgehoben.

Substanzmissbrauch: Unangemessener Umgang 
mit Substanzen, wie bspw. Alkohol oder andere 
Rauschmittel, der in bedeutsamer Weise zu Be-
einträchtigungen bzw. Leiden führt. 

Suggestion: Unbewusste oder seltener auch be-
wusste Beeinflussung von Erinnerungen oder de-
ren Wiedergabe. 

Traumaambulanzen nach SGB XIV: In einer 
Traumaambulanz wird psychotherapeutische 
Intervention erbracht, um den Eintritt einer 
psychischen Gesundheitsstörung oder deren 
Chronifizierung zu verhindern. (§ 31 Absatz 1 
SGB XIV)

Unschuldsvermutung: Die Unschuldsvermu-
tung ist eines der wichtigsten Grundprinzipien 
eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens. Danach 
wird die Unschuld einer oder eines Beschuldig-
ten vermutet bis zum rechtskräftigen Nachweis 
der Schuld in dem gesetzlich vorgeschriebenen 
Verfahren. Die Unschuldsvermutung folgt aus 
dem Rechtsstaatsprinzip und ist in Artikel 6 Ab-
satz 2 der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (EMRK) ausdrücklich nominiert.

Verletzte: Die Strafprozessordnung bezeichnet 
Verletzte als diejenigen, die durch die Tat, ihre 
Begehung unterstellt oder rechtskräftig festge-
stellt, in ihren Rechtsgütern unmittelbar beein-
trächtigt worden sind oder unmittelbar einen 
Schaden erlitten haben (§ 373b Absatz 1 StPO).

Zeugnisverweigerungsrecht: Zeuginnen und 
Zeugen sind grundsätzlich dazu verpflichtet, vor 
Gericht auszusagen. Bestimmte Personen kön-
nen jedoch aufgrund persönlicher Beziehungen 
zu der oder dem Beschuldigten oder zur Wah-
rung einer gesetzlichen Schweigepflicht das 
Zeugnis verweigern und brauchen dann nicht 
auszusagen. In der Strafprozessordnung (StPO) 
ist dies in den §§ 52, 53, 53a geregelt. Ein Zeugnis-
verweigerungsrecht erlaubt es, die Aussage insge-
samt zu verweigern.
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